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Nr. 216. Mittag» Ausgabe. 


Telegraphiſche Depefchen und Nachrichten. 


Krakau, 10. Mai. Es iſt hier die Nachricht angekom⸗ 
men über eine große Ausbreitung des Aufſtandes in Vol⸗ 
hynien. Bei Sandomirskie hat am 6. d. M. Czachowski 
einen vollſtändigen Sieg erkämpft. 90 Ruſſen find gefallen 
und Major Kleweow. Die ruſſiſche Armee iſt demoralifirt. 

(Tel. Dep. der Breslauer Zeitung.) 

Wien, 9. Mai. Die „Generalcorreſpondenz aus Oeſterreich“ 
theilt mit, daß die kaiſerliche Entſchließung, durch welche der Reichs⸗ 
rath zum 17. Juni einberufen wird, bereits herabgelangt ſei. Die 
Publikation wird morgen erwartet. 

Wien, 9. Mai. Der amtliche Theil der „Wiener Zeitung“ ent⸗ 
hält ein Edict, welches einen Landtag des Großfürſtenthums Sieben⸗ 
bürgen auf den 1. Juli nach Hermannſtadt beruft, nebſt einer provi- 
ſoriſchen Landtagsordnung. 

Krakau, 8. Mai. Bei Glinki oberhalb Sandomir hat ein Ge⸗ 
fecht ſtattgefunden, das nach erheblichen Verluſten auf beiden Seiten 
mit Zerſprengung der Polen endete. In Sandomir fürchtet man einen 
Ueberfall der Inſurgenten. 

London, 9. Mai. Im Unterhauſe kam es geſtern zu einer De⸗ 
batte über Italien, die bis 2 Uhr Morgens dauerte, aber zu keinem 
Reſultate führte. Henneſſy (Irländer), Bentinck, Lord Henry Lennox, 
Baillie Cochrane (alle drei confervativ), Maguire (Irländer) uns Die: 
raeli griffen die bekannten Uebelſtände in Süditalien an und machten 
England zum Theil verantwortlich dafür. Layard und Palmerſton 
replicirten. Der letztere bemerkte, daß die Uebelſtände in Neapel eine 
Erbſchaft von den Bourbonen ſeien, daß die italieniſche Regierung bin⸗ 
nen zwei Jahren Bedeutendes geleiſtet, aber gerade in Neapel weniger 
erreicht habe wegen der Nachbarſchaft Roms, welches Räuberbanden 
ausſchicke. Lord Palmerſton hofft auf fernere allmähliche Reform. 

Auf eine Anfrage von Griffith erwidert Layard, daß die türkiſche 
Regierung die Anleihe von 1862 gewiſſenhaft zur Einziehung der 
Kaimes verwende. 

Konſtantinopel, 2. Mai. Das „Journal de Conſtantinople“ veröffent⸗ 
licht den Handelsvertrag zwiſchen der Türkei und den Hanſeſtädten. Es wird 
die Reviſion der Handelsverträge beabſichtigt, mit gleichzeitiger Erhöhung der 
Einfuhrzölle auf mehrere Artikel, namentlich Weine. „Levant Herald“ ver: 
ſichert, Sir Bulwer habe gegen die Reiſe des Sultans blos bezüglich des 
Koſtenpunktes Einwendungen gemacht, aber befriedigende Aufſchlüſſe erhalten. 
Die Geſandten der fremden Mächte nahmen den Vorſchlag des Barons Pro⸗ 
90 betreffs Errichtung eines internationalen Inſpectorats an der unteren 

3 2. Mai. Das Linienſchiff „Re Galantuomo“ und die Fre⸗ 
gatte „Novara“ ſind nach dem Pyräeus abgegangen. 
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Preuſen. 
Landtags: Verhandlungen. 
41. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (9. Mai.) 

Präfident Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am Miniſter⸗ 

he: v. Roon, Graf zur Lippe und die beiden Commiſſarien des Kriegs⸗ 
miniſteriums. Die Tribünen find gefüllt, die Logen leer. 

Der Präſident macht einige geſchäftliche Mittheilungen. Seitens des 
Juſtizminiſters iſt ein Antrag eingegangen auf Genehmigung des Hauſes 
zur Einleitung der gerichtlichen Unterſuchung und Verhaftung der 
Mitglieder Graf Dzialynski und v. Guttry wegen verſuchten Hochverraths 
und Theilnahme an einem geheim gehaltenen Unternehmen (2). Derſelbe geht 
auf Vorſchlag des Präſidenten an die Juſtizcommiſſion zur ſchleunigſten Bes 


e 
Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der Militärdebatte. Von 
dem Abg. Schmidt (Randow) find Amendements eingegangen: I) den 
$ 26 der Commiſſions⸗Vorſchläge mit folgendem Zuſatze anzunehmen: 
„Wenn ein Dienſtpflichtiger in Gemäßheit dieſer Beſtimmungen über die 
geſetzliche Dienſtpflicht hinaus während des Friedens im Dienſte verbleiben 
muß, ſo erhält derſelbe eine Soldzulage; 2) dem § 32 die Worte hinzuzu⸗ 
fügen: Auriliar-Offiziere, welche nach beſtandener Schifferprüfung in den 
Activ⸗Dienſt der Kriegsflotte behufs Dienſtes auf Beförderung übertreten 
wollen, ſollen zum Examen als Lieutenant zur See zulaſſen und auf Grund 
beſtandener Prüfung in dem activen Seeoffiziers⸗Corps nach Bedürfniß an⸗ 
geſtellt werden; 3) der erſten Reihe der Reſolution des Commiſſtonsberichts 
unter Nr. 3 S. 81 d. und zwar den Worten das Recht der im Heere, 
die Worte und der in der Marine, der dritten Reihe noch die Worte im 
eere hinzuzufügen; 4) derſelden Reſolution unter f. Reihe zwei den Wor⸗ 
en der Gemeinen und Unteroffiziere die Worte und der in entſprechen⸗ 
uf Charge in der Marine dienenden Mannſchaften hinzu⸗ 
gen.“ 

Dieſe Amendements werden ausreichend unterſtützt. — Der erſte Redner 
iſt ür die Comm.⸗Anträge) der Abg. Tweſten: Mit Ausnahme der weni⸗ 
En Mitglieder dieſes Hauſes, im Namen derer in der vorigen Sitzung Hr. 

raf Bethuſy gesprochen, ſind wir wobl alle darüber einig, daß die Reg.: 
Vorlage unannehmbar iſt. Aus den Motiven derſelben geht hervor, daß 
fh der Kriegsminiſter die gleiche Ueberzeugung gehabt hat. Er hatte 
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on aus den Verhandlungen des Jahres 1860 erſehen, daß die Reorgani⸗ 
alion ſchon in der damaligen Verſammlung nicht die Majorität für ſich 
Alte. Der größte Theil der Adgeordneten erklärte fi damals wohl mit 
buen Theile der neuen Heereseinrichtung einverſtanden, wollte ſie aber 
venchaus nicht unverändert annehmen, wie umgekehrt aber auch nur ganz 
ereinzelte Mitglieder für Ablehnung der geſammten Reorganiſation waren. 
di enn uns nun jetzt ein Geſetzentwurf über eine Materie vorgelegt wird, 
der, wie von allen Seiten anerkannt wird, eine geſetzliche Regelung verlangt, 
Gelonanfehliche Ordnung von dieſem Haufe zur Vorbedingung für weitere 
daß mewillſgungen gemacht worden ifi, jo verſteht es ſich wohl von felbft, 
verhalten da einem ſolchen Entwurf gegenüber nicht in der reinen Negative 
würde, für den iſt ſo einleuchtend, daß es gar nicht nothwendig ſein 


nicht die besonderen dieung des Entwurfes ein Wort zu verlieren, wenn 


m 
m Ehen bie Aue 
endungen gegen die Amendirung durcheinander geworfen, indem man fagt, 
die Amendements enthalten wohl manches Näßliche, aber mit der 929 * 
wärtigen Regierung dürfen fie nicht vereinbart werben. 
deiſt die formelle Seite betrifft, jo ift es klar, daß mit einer Regierung, 
mit der dieſes Haus ſich in i i i P leichter 
wäre, daß das ganze Verhalten der Regierun 
— gegen aut 0 5 das N welch 
enn die Nothwendigkeit der Reorganiſation d i 
ind innere au e wi; ” ‚ale die Rückſicht auf äußere 
richwert und ein natürliches Mißtrauen dieſes Ha 
ies eine rein ſachliche Behandlung der vor bervortuſt, daß alles 
und die Rückſicht auf die beabsichtigten politiſchen welke fn 
8 5 John 11 ift, it abhalten, pas zu 16 
er dennoch darf uns dies ni alten, das zu thun, w 
nͤcheint. Die Regierung hat allerdings Grundſätze geäußert, denen 2 mie 
Aimmen können; fie hat die geſammte Organiſation des Heeres für ein 
deeſervatrecht der Krone erklart und 
it auch die organiſatoriſche Einrichtung des Heeres vindieirt. Und doch 
es klar, daß die 8 felgen auf geſetzlichen Grundlagen beruhen muß, 
olchen geſetzlichen Grundlagen fehlt, nicht wir der 
N die Regierung behauptet. Das Recht der Con⸗ 
er Staatshaushalts⸗Verwaltung wurde doch nach der Auflöfung des 


ſich ſelbſt nicht nur die techniſche, ſon⸗ 60,000 


1. 
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* 
Expetition: Herrenſtraße Nr. 20, Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 11. Mai 1863. 


Den Zuſammenhang zwiſchen den ſtehenden Heeren und dem Abſolutismus 
brauchen wir nicht erſt von den Herren Rüſtow und Genoſſen zu lernen; wir 
können ihnen auch die finanziellen und volkswirthſchaftlichen Vortheile des 
Milizſyſtems vollſtändig zugeben; aber trotzdem können wir den ſtehenden 
Heeren kein Ende machen. Dazu fehlen unter den gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen die erſten Vorbedingungen, namentlich die militärische ie bai me: 
bis zur Anbahnung derſelben bedarf es noch langer Zeit und bis dahin we⸗ 
nigſtens werden ſtehende Heere erhalten bleiben müſſen. Wenn man ſich ſchon 
jetzt auf den Standpunkt des Milizſyſtems ſtellt, ſo iſt das ein idealer Radi⸗ 
kalismus, der ſich für berechtigt hält zu allem, was nicht zu jenem Ziele führt, 
Nein! zu ſagen. Ein ſolches ideales Element iſt in einer parlamentariſchen 
Verſammſung nöthig, aber es darf nicht die Majorität erlangen. (Sehr wahr! 
rechts), dies würde das parlamentariſche Weſen zu Grunde richten. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) Wenn wir ablehnen wollen, kann man dann aber auf den alten 
Zuſtand von 1859 zurückkehren oder find Abänderungen nothwendig? Ich 
glaube, man kann nur das letztere bejahen. In allen Parteiverſammlungen 
und Programmen der letzten Jahre wurde anerkannt, daß der alte Zuſtand nicht 
mehr ausreiche. Dies iſt beſonders der gell wegen der veränderten militäri⸗ 
ſchen Verhältniſſe des Auslandes. Frankreich hob zur Zeit der Reſtauration 
nicht mehr Rekruten aus, als Prenßen, während dort jetzt an Stelle der Ziffer 
von 60,000 die Zahl 120,000 getreten iſt. Ganz ähnlich verhält es ſich mit 
Oeſterreich. Dem gegenüber und gegenüber den zweifelhaften Verhältniſſen in 
Europa, die mit Sicherheit nicht auf einen langen Frieden rechnen laſſen, er⸗ 
ſcheint mir die Nothwendigkeit der Vermehrung des ſtehenden Heeres unab⸗ 
weisbar, das Bedürfniß nach mehr Menſchen und mehr Geid durchaus bring: 
lich. Die uns aufgelegte Nothwendigkeit mehr zu thun, bedingt auch die 
Nothwendigkeit, mehr zu bewilligen. Eine Vermehrung der Ausgaben für 
das Heer iſt natürlich, und die Erſparniſſe, welche hier möglich wären, wer⸗ 
den durch ein einziges Kriegsjahr aufgewogen. 

Die Belaſtung des Militäretats iſt nicht übermäßig im Verhältniß zu dem 
früheren Finanzſtande Preußens und zu den übrigen Staaten. Eine Steige⸗ 
rung des Militärbudgets von 22 auf 42 Millionen iſt für die Zeit von 1815 
und 1863 wohl begründet. Freilich kann man nicht alle Forderungen der 
Regierung bewilligen, da Feſtungsbauten im Belaufe von 9 Millionen, eine 
berechtigte Solderhöhung für Gemeine und Unteroffiziere und andere loſt⸗ 
ſpielige Veränderungen für die nächſte Zeit in Ausſicht geſtellt ſind. Bei 
ſolchen Anforderungen und bei der Beſchränkung der für die Civilverwaltung 
nothwendigen Ausgaben ſind wir zur möglichſten Sparſamkeit verpflichtet. 
Wollten wir nun aber zu einer poſitiven geſetzgeberiſchen Thätigkeit in 
dieſer Frage übergehen, und die Exiſtenz einer tabula rasa dabei vorausſetzen, 
fo ſtänden mir eine Unzahl von Ideen und Plänen des In⸗ und Auslandes 
gegenüber, von denen auch nicht einer die Majorität für fi gewinnen 
würdr. An die Stelle der Berathung ſetzt ſich dann ſehr leicht die Ge⸗ 
walt und ſchlägt mit ihrem: Sie volo, sie jubeo, stat pro ratione voluntas! 
Unter dieſen Verhältniſſen muß meines Erachtens auf die beſtehenden und 
ige Verhältnisse Rudfict genommen werden, will man nicht in ein leeres 

ichts verfallen und ſo dem Lande ſchweren Schaden zufügen. Außerdem 
muß ich darauf beſtehen, daß die Frage der Heeresorganiſation in beſonders 
hohem Grade von der Staatsregierung abhängt; ich muß darauf beſtehen, 
auch den Gegnern der Regierung gegenüber. as hilft es, meine Herren, 
der Regierung Organiſationen des Heeres darzubieten, wenn der König, wel⸗ 
cher verfaſſungsmäßig den Oberbefehl über das formirte Heer führt, erklärt, 
er wolle von denſelben keinen Gebrauch machen (Unruhe links). Der Schwer⸗ 
punkt des Staatslebens wird ſtets bei der Regierung bleiben müſſen, wenn 
auch nicht in dem Sinne, daß man der Forderung genügen müſſe, im In⸗ 
tereſſe der Ruhe und Ordnung ſich dieſen Miniftern e deren Ver⸗ 
waltung gerade die Ruhe und Ordnung gefährdet (Bravo ). Indeſſen wird 
15 Staatsregierung, vermöge der Schwierigkeiten, welche die praktiſche Durch⸗ 
ührung auch der wünſchenswertheſten Pläne mit ſich bringt, einen conſerva⸗ 
tiven Charakter haben. Auch dieſe Wahrheit muß berückſichtigt werden und 
dabei find die wirklich beſtehenden Verhältniſſe nicht zu überſehen. Ohne 
Anſchluß hieran iſt nichts Neues zu ſchaffen. Ich bin niemals ein ſolcher 
Bewunderer des Landwehrinſtituts geweſen, wie es deren vielfach im Haufe 
giebt. Ich meinerſeits glaube, daß die Landwehrverfaſſung, wie ſie im Laufe 
der Zeiten geworden iſt, und wie ſie nicht durch irgend eine Verſchuldung der 
Regierung, 9 — durch die nothwendige Natur der Sache allmählich werden 
müßte (wachſende Unruhe), nicht eine ſolche politiſche Bedeutung in den 
ſtaatlichen Verhältniſſen und nicht eine ſolche Garantie für die Sicherheit des 
Staates gegen außen in ſich ſchlöſſe, als von vielen Seiten dargeſtellt wird 
(Widerspruch). ? 

Das Ausland, z. B. Frankreich und England, hat ſich ſogar entſchieden 
geringſchätzig über unſere Landwehr, als eine bloße Miliz, ausgeſprochen. 
Bei dem Geſetz von 1814 war die Erinnerung an die großen Kriege noch 
lebendig und ſchwebte die damals mögliche Vorſtellung vor, daß die Land⸗ 
wehr ein tüchtiges Offiziercorps haben weide. Es kommt jetzt nur darauf 
an, die Reſerve in politiſcher, ſtaatsbürgerlicher Beziehung der Landwehr 
gleich zu ſiellen. Das geſammte Heer muß endlich zu einem wirklichen 
Bürgerheere, im Gegenſatze eines Berufsſoldatenheeres, fortgebildet wer⸗ 
den (Bravo). Alle organiſatoriſchen Verbeſſerungen find dabei willkommen, 
um die Schlagfertigkeit zu erhöhen. Dazu dient weſentlich die Vermehrung 
der Zahl der Truppenkörper; = Ausdehnung dieſer Zahl, ob auf 180 oder 
247, kann der Praxis der Zukunft überlaſſen werden. Dabei muß entſchie⸗ 
den dagegen proteſtirt werden, die Exiſtenz eines Bataillons als etwas Ga: 
kroſancles, unantaſtbar Geweihtes binzuftellen! Es wäre weder ein Unglück, 
noch eine Schande, wenn die Fahne wieder zuſammengerollt und Offtzier⸗ 
Corps und Mannſchaft aufgelöft oder anderweitig vertheilt würde (Bravo). 
Bei alledem muß die Landesvertretung auf nur zweijährige Präſenz 
bei den Fahnen beſtehen. Die Bewilligung einer Aushebung von jährlich 
„ Mann iſt dem gegenüber — und darin weiche ich entſchieden von 
dem Abg. Gneiſt ab — eine große Conceſſion, welche die Regierung zu einem 
Entgegenkommen nöthigen muß. Ich wiederhole, ich betrachte die Aus⸗ 
bebung von 60,000 Mann als eine ſehr große Conceſſion (ſehr richtig!, 
nicht als eine Conceſſion an die königl. . ſondern an die 
Sache. Wenn der Hr. Miniſterpräſident erklärt hat, die Reorganiſation mit 
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allen verfaſſungsmäßigen Mitteln durchzuführen, ſo bemerke ich, daß wir mit 
dieſen Mitteln, wenn das Geſetz nicht zu Stande kommt, zu Ende find, 
Sollte das Haus, wie ich wünſche, das Geſetz annehmen, ſo muß die Regie⸗ 
rung daſſelbe annehmen und im Herrenbaufe durchzubringen ſuchen. Wenn 
das Geſetz nicht zu Stande kommt, ſo ſind alle Diejenigen, welche die Reor⸗ 
ganiſation aufrecht zu erhalten wünſchen, welche es für ein Unglück erachten, 
wenn auf den Zuſtand von vor 1859 zurückgegangen wird, gezwungen, den⸗ 
noch auf dieſen Zuſtand zurückzugeben. Kommt jetzt kein Geſetz zu Stande, 
ſo muß die Regierung ſich nach dem alten Geſetze richten und nach dem alten 
Etat. — Der Herr Kriegsminiſter hat erklärt, es ſei ein Verrath am Vater⸗ 
lande, die neuen Bataillone wieder aufzulöſen. Wenn man dies für ein 
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Unglück erachtet, würde ich es unter allen Umſtänden für einen größeren 


Verrath und ein größeres Unglück halten, wenn wegen der Reorganiſation 
die Verfaſſung des Landes und der Rechtszuſtand aufgehoben würde. Wir 
können niemals die Frage wegen der Reorganiſation über die Verfaſſung des 
Landes ſtellen. (Bravo!) 

Giebt es keinen anderen Weg, die Reorganiſation zu erhalten, als die 
Verletzung der Verfaſſung, ſo muß dieſelbe aufgegeben werden. — Wir 


ſchieben es noch einmal der Regierung in das Gewiſſen, daß es wohl ge⸗ 


boten ſei, ſich noch einmal reiflich zu überlegen, ob ſie die Verfaſſung ver⸗ 
letzen, ja aufheben will, indem fie ſich dauernd über das Recht der Landes⸗ 
vertretung hinwegſetzt. Ich weiß ſehr wohl, daß ein großer Theil des Landes 
ſich für die pure Ablehnung der Reorganiſation ausgeſprochen hat, aber vers 
geſſen Sie nicht, m. H. wegen der Popularität ter Beſchlüſſe die Autos 
rität, welche das Haus nöthig hat, zu erhalten und zu vermehren (Sehr wahr!). 
Wenn auch Ihre Popularität in dieſem Augenblick ſehr groß iſt, Ihre Auto⸗ 
rität ſteht auf ſehr ſchwachen Füßen (Bravo). In ſpäteren Zeiten, und 
wenn man die Sache nicht mehr in der Aufregung des Augenblickes be⸗ 
trachtet, wird man der Anſicht ſein, daß das Geſetz ein gutes und zweck⸗ 
mäßiges war, welches, wenn auch nicht geeignet, eine Löſung der Budget⸗ 
frage herbeizuführen, doch geeignet iſt, die Wehrkraft des Landes den augen⸗ 


blicklichen Verhältniſſen gemäß zu erhalten. Und wenn auch einige Mehr⸗ 
verwendung an Menſchen und Geld nothwendig iſt, ſo geſchieht dies in der 


Anerkennung, daß dies für Preußen und für ſeine Machtſtellung nothwen⸗ 
dig, daß größere Mittel als vor dem Jahre 1859 der Regierung zur Dispo⸗ 
ſition geſtellt werden müſſen, um der Zukunft des Vaterlandes willen! 
(Bravo rechts, Ziſchen links.) 
(Während dieſer Rede iſt Herr v. Bodelſchwingh eingetreten, während 
der folgenden erſcheint Herr v. Bismarck.) e 5 
Abg. v. Unrub: Er habe geglaubt, fi beute in einer ähnlichen Lage, 
wie bei einer früheren Gelegenheit zu befinden, und unmittelbar nach den 
Miniſtern das Wort nehmen zu müſſen. Die Miniſter bätten ſich aber, wie 
vorgeſtern, fo auch heute. Morgen vollſtändig als Trappiſten (Unruhe bei den 
Altliberalen) verhalten. Dieſes Schweigen ſei ein bedeutſames. Es bedeute 
nicht nur, daß von einer Annahme der amendirten Vorlage nicht die Rede, 
ſondern auch, daß eine Verſtändigung dieſes Miniſteriums mit dem Haufe 
unmöglich ſei. Unter dieſen Umſtänden ſei es nicht blos erlaubt, ſondern 
dringend geboten, daß bier vor dem Lande conſtatirt werde, wer die Schuld 
daran trage, daß eine Verſtändigung nicht möglich ſei. Er und ſeine Freunde 
wollten wahrhaftig Preußen nicht wehrlos machen, wollten ſeine Wehrkraft 
durchaus nicht ſchwächen. Im Gegentheil, Preußen ſo wehrhaft zu machen, 
als es bei feiner geographiſchen und politiſchen Lage möglich ſei, ſei ihr 
Wunſch und ihre Aufgabe. — Zwiſchen dem gegenwärtigen Miniſterium und 
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dem Haufe beſtehe eine vollſtändige Verſchiedenheit der Grundanſchauungen. 


Die große Majorität des Hauſes ſei der Meinung, daß der preuß. Staat 
ſeit Erlaß der Verfaſſung den Uebergang aus der abſoluten in die beſchränkte 
Monarchie vollzogen habe, und daß dadurch auch ein 8 Wechſel 
des Syſtems bedingt ſei. Die Miniſter dagegen ſähen den abſoluten Staat 
als fortbeſtehend an, der nur einzelne Conerff 

ſei es freiwillig, gemacht habe. it dieſer Auffaſſung vertrage ſich aber die 
Verfaſſung in keiner Weiſe. Daher komme es, daß das Miniſterium durch 
die willkürlichſten Interpretationen jenen Conceſſionen die deſchränkteſte Aus⸗ 
legung zu geben ſüche. — So beſtimme das Geſetz von 1814, die Reſerve 
dürfe nur beim Ausbruch eines Krieges einberufen werden Bei Gelegen⸗ 
heit der Polendebatte habe dagegen der Miniſterpräſident aus dem Arkikel 
der Verf., nach welchem dem König der Oberbefehl über die Armee zuftebe, 
das Recht der Einberufung der Reſerven zu jeder Zeit gefolgert. Der Mi⸗ 
niſter des Innern habe auf die althergebrachten Rechte der Krone hingewie⸗ 
ſen, ohne zu bedenken, daß dieſe Rechte durch die Verf. auf die beiden an⸗ 
dern Factoren mit übertragen worden. — In Bezug auf die Militärorgani⸗ 
ſation babe man endlich die Theorie von dem oberſten Kriegsherrn aufgeſtellt. 
Wozu aber würde dieſe Theorie, auf andere Gebiete ausgedehnt, führen? 
Der König ſei ja auch oberſter Gerichtsherr, oberſter Chef der Verwaltung. 
Dieſe Theorie würde ihm alſo auch geſtatten, plötzlich ſtatt der collegialſſchen 
Verwaltung der Gerichte, Einzelrichter einzuführen u. ſ. w. Auch im abſo⸗ 
luten Staat habe es bei Ausſchreidung neuer Steuern der Zuſtimmung des 
Landtags bedurft, auch damals glaubte man zu einer Organifation die Form 
eines Geſetzes nötbig zu daben. Jetzt ſeien aber zum Zustandekommen und 
zur Verbeſſerung eines Geſetzes alle drei Factoren zur Geſetzgebung nötbi 
Die Motive der Regierung verlangten aber als Schutz gegen die Tagesmeſ⸗ 
nungen eine dauernde Reorganiſation und eine dauernde Bewilligung der 
Mittel, jo daß, wenn das Haus einmal 50 Millionen bewilligt hade, nur 
eine Verſtändigung der drei Factoren eine Herabſetzung des Etats herbeifüh⸗ 
ren könnte. Die Regierung gebe aber auch von der Anſicht aus, daß zum 
Verweigern ebenſo, wie zum Bewilligen, die Uebereinſtimmung der drei Fac⸗ 
toren nothwendig ſei. Er glaube, daß dieſe Verſuche des Miniſteriums, 
welche auf Zurückführung des abſoluten Staates gerichtet ſeien, den Staat 
mit den größten Gefahren bedrohen. Er halte den gegenwärtigen Streit 
nicht für einen, der ſich ausſchließlich um die re drehe. 

Der Abg. Gneiſt habe bereits angeführt, daß die Annahme der Regie⸗ 
rungs⸗Vorlage die Zukunft des Abſolutismus in Preußen begründen werde, 
er glaube allerdings, der Abſolutismus herrſche ſchon jetzt, und der Kampf, 
den die Landesvertretung jetzt führe, ſei ein Kampf des Verfaſſungsſtaats 
mit dem wiederhergeſtellten Abſolutismus. (Bravo links). Er habe die größte 
Achturg vor der preußiſchen Armee, wie man fie haben müſſe vor dem dez 
ſtitute, auf welchem der Staat beruhe. Gegenüber den Behauptungen des 
Abg. Tweſten aber müſſe er hier behaupten, daß die Inſtitution, welche es 
Preußen allein möglich gemacht, eine verhältnismäßig große Armee auftecht 
zu erhalten, die Landwehr geweſen ſei. (Bravo.) 

Preußen befinde ſich gegenwärtig in einem Zuſtande der Entwickelun 
Entweder werde es durch Verſchmelzung mit Deutjchland zur deutſchen Groß: 
macht, oder werde in Verkümmerung zurückſinken. 

Was die finanzielle Seite der Neorganiſation betreffe, ſo halte er die 
Mehrkoſten doch nicht für ſo ganz unbedenklich, wie der Abg. Tweſten. E 
gebe zu bedenken, daß noch die Erhöhung des Soldes der Gemeinen, die 
Anſchaffung neuer Waffen, die Armirung der Feſtungen, Kaſernenbauten 
nothwendig ſeien, und man werde dann die Summe von 42 Mill. nicht als 
ausreichend anerkennnen. ala, - 

Dazu kommen, daß die Vortheile der Reorganifation keineswegs fo uns 
zweifelhaft ſeien, als man wohl behaupte. Auch vor der Reorganiſation fei 
die preußiſche Armee eine gute, im Auslande bochgeachtete. Armee geweſen; 
in dieſem Punkte müſſe er dem Abg. Tweſten auf das Entſchiedenſte wider⸗ 
ſprechen. (Bravo links) Namentlich über die Unteroffiziere, die Rippe jeder 
Armee, habe er überaus anerkennende Urtheile gehört, und perſönlich viel⸗ 
ſach Gelegenbeit gehabt, fi im Civildienſte von ihrer Tüchtigkeit zu über⸗ 
zeugen. Wolle man das de en nachzuahmen verſuchen, ſo 
werde man ſich möglicherweiſe noch eher finanziell ruin iren, als dies mit 
den franzöſiſchen Finanzen, die auf dem beiten Wege zum Ruin, ſchon jetzt 


der Fall. 

Err habe nicht nöthig, die Landwehr zu vertheidigen, nur in Betreff der 
jetzt ſoviel erörterten Spezialwaffen wolle er an das bekannte Tagebuch des 
Generals v. Colomb erinnern, der dort mittheile, daß er in 42 agen ein 
8 vollſtändig organiſirt und dieſes ih im Kriege ſofort beſtens 

währt habe. 

„Eine Erhöhung ver Wehrkraft Preußens könne er in der Reorganiſation 
nicht finden, wenn er auch bei dem alten Syſtem nicht unbedingt ſtehen 
bleiben wolle. 

Redner wundert ſich ſodann 


egen die neuliche Bem n v. Vincke's, 
daß die linke Seite des Hauſes N 8 8 N 4 


e Gefahr des Landes außer Acht laſſe, um 


ſionen, ſei es nothgedrungen, 


die Regierung anzugreifen, und führt aus, daß — wie ſchon fein Freund 
Schulze neulich geäußert — ſeine Partei keinen Anſpruch mache auf „Regie⸗ 
rungsfäbigkeit“. Wohl aber würde dieſelbe diejenigen Miniſter unterſtützen, 
denen es um die Erfüllung der Verfaſſung und ihrer Verbeißungen Ernn 
ſei, gleichviel auf welcher Seite dieſes Hauſes ſie fräher geſeſſen. — Die 
von Rüſtow vorgeſchlagene Organiſation würde (gegen Tweſten) nicht 10 Stim⸗ 
men in dieſem Hauſe finden. Die von Rüſtow vorgeſchlagene R duction der 
Artillerie grenze an Wahnſinn. Wohl aber werde, wenn die Militärgerichte 
auf die militäriſchen Vergehen beſchränkt. die Ebrengerichte aufgehoben, das 
Cadettencorps umgeformt, die Annahme der jungen Leute nur von der 
Tüchtigkeit abhängig gemacht — dann werde zu überlegen fein, ob der Dua⸗ 
Usmus von Linie und Landwehr aufrecht zu halten ſei für alle Zeiten, und 
ob nicht vielmehr ein volksthümliches Heer geſchaffen werden könne durch 
allgemeine Einführung des jetzt ſchon bei der Artillerie und den Pionnieren 
üblichen Syſtems der Combinatioa von Landwehr und Linie — Der Redner 
beleuchtet ſchließlich die Mängel des Commiſſions⸗Entwurfs, in dem beſon⸗ 
ders mangelhaft ſei, daß man zur Prüfung deſſelben erſt ein Rechenexempel 
anſtellen müſſe. Abg. Gneiſt würde mit feinen Ausführungen Recht baben, 
wenn man ſich einem Miniſterium gegenüber befände, welches auf dem Boden 
der Verfaſſung ſtehe. — Die kleinen Differenzen, welche ſich in den libera⸗ 
len Fractionen herausgeſtellt hätten, besögen ih nur auf die Form; daß 
abgelehnt werden müſſe, darüber jei die große Mojorität einig. Er hoffe 
und ſei überzeugt, die liberalen Parteien würden einem ſolchen Miniſterium 
gegenüber ſtets vollkommen eins fein. (Bravo.) 

Der Kriegsminiſter Hr. v. Roon proteſtirt einleitend gegen die wieder⸗ 
holt ausgeſprochene Aufforderung, daß die Miniſter das Wort ergreifen ſoll⸗ 
ten, und gegen den Vorwurf, daß weder er ſelbſt, noch auch der Miniſter 
des Innern während der Commiſſionsberathungen in der Commiſſion er⸗ 
ſchienen. Das letztere ſei unthunlich geweſen, weil dieſe Vorberathungen den 
nothwendigen Charakter eines vertraulichen Verkehrs durch die laufen⸗ 
den Veröffentlichungen, welche nicht auf ſtenographiſcher Aufzeichnung bes 
ruhten, verloren hätten. Er fährt dann fort: Ich habe auch andere Gründe, 
erheblicherer Art, welche mich abgehalten haben, den Vorberathungen beizu⸗ 
wohnen. Sie ſind eigentlich mehr auf dem politiſchen Gebiet gelegen, 
als die oben bezeichneten. Ich habe mir vorgenommen, ſo weit, als irgend 
moglich, die politiſche Seite der Frage nicht zu berühren, weil ich der Mei⸗ 
nung bin, daß ohnehin die Angelegenheit, die mir für das Land die größte 
Bedeutung hat, dadurch weſentlich verdunkelt worden iſt, daß man allge⸗ 
meine politiſche Erwägungen in die Frage gemengt hat, die doch nicht alle 
nothwendig damit verbunden werden mußten. Ich werde mich bemühen, 
auf dergleichen allgemeine politiſche Betrachtungen nur ſoweit einzugehen, 
als ich es in Folge einzelner Aeußerungen muß. Es handelt ſich hier im 
Haufe darum, ob die Amendirung der Vorlage nach dem Commiſſionsbe⸗ 
richte angenommen, oder ob ſtatt deſſen die einfache Ablehnung der Regie- 
rungsvorlage ausgeſprochen werden ſoll. Ich bin der Anſicht, daß dieſe 
Frage in ihrer Beſonderheit nicht von der Regierung entſchieden werder 
kann, als handle es ſich für Ne um ein mehr oder minder Vortheilhaftes; 
ſondern dieſe Frageſtellung hat nur für Sie, m. H., in dieſer Hinſicht ein 
Intereſſe. Ich glaube aber auch, daß ich meinen Standpunkt zur Sache, 
fo weit es ſich für die Generaldiskuſſton ziemt, zu bezeichnen verſuchen muß. 
(Der Kriegsminiſtet unterwirft nun den Commiſſionsbericht von Abſchnitt 
zu Abſchnitt einer Recenſion): Wenn auf Seite 4 des Berichtes geſagt iſt, 
daß dasjenige, was bier Platz gefunden habe, eine Verfaſſungsverletzung ſei, 
ſo erkläre ich im Voraus, daß es ſich für mich weſentlich nur um eine tech⸗ 
niſche Frage bierbei handelt; ſonſt würde ich auf ein Gebiet gelangen, das 
nicht ſo leicht zu erſchöpfen iſt. Auf Seite 8 des Berichtes iſt von der man⸗ 
gelhaften Ausrüſtung der 116 Landwehrbataillone die Rede. Sie iſt nicht 
mangelhaft, m. H. Die Thatſache, die hier behauptet wird, iſt nicht bewie⸗ 
ſen, ich glaube, daß ich in der Lage bin, über dieſe Angelegenheit ein kom⸗ 
petenteres Urtheil zu haben, als der Hr. Berichterſtatter, muß aber anheim 
ſtellen, ob Sie ihm oder mir glauben wollen. Auf derſelben Seite iſt er⸗ 
wähnt, daß die Stärke eines Bataillons auf 1000 Mann geſetzlich, näm⸗ 
lich durch die Cabinetsordre von 1819, feſtgeſtellt ſei. Ich glaube, daß der 
Bericht ganz Recht thut, dieſe Ordre als ein Geſetz zu bezeichnen. Aber 
aus demſelben Grunde könne das Geſetz vom 3. September 1814 nicht be⸗ 
eichnet werden, als das letzte geſetzliche Wort, was in dieſer Materie ſeit⸗ 

er geſprochen worden iſt. 
enn der Zuſtand der Armee, wie er geſetzlich rezulirt war, in dem 
Augenblicke als Preußen ein Verfaſſungsſtaat wurde, für uns der maßge⸗ 
bende geſetzliche Zuſtand iſt, ſo erledigt ſich eine Menge von Einwendungen 
gegen die Regierung von ſelbſt. Ich proteſtire vorübergehend gegen die An⸗ 
abe auf Seite 9, daß bei dreiſähriger Präſenzzeit das ſtehende Heer auf 
280000 Mann ſich ſteigern könnte. Aber in dieſer Friſtbeſtimmung liegt 
durchaus nichts Präjudicirliches. Es iſt richtig, daß 1860 71,798 Mann aus: 
gehoben find. Das war aber nach der Auffaſſung der Staatsregierung nur 
ein Uebergangs⸗Jahr, in welchem, um die Quoten für die drei Jahrgänge 
zu normiren, abgeſehen werden mußte, von der dreijährigen Dienjtieit. Nur 
den Fehler will ich dabei noch 9 7 daß hierbei der Nach⸗Erſatz von 
5000 Mann mit ie worden iſt. Der eigentliche Erſatz war alſo 
nur 66,798 Mann, der Bericht ſpricht auf Seite 10 in etwas vorgreifender 
Weiſe ſich darüber aus, daß der Entwurf der Regierung vollſtändig unan⸗ 


nehmbar ſei, wobei geſagt wird, er entſpreche formell nicht denjenigen Ans 
forderungen, welche man im Verfaſſungsſtaate an einen Geſetzentwurf zu 


tellen habe, wodurch die allgemeine Wehrpflicht der ganzen Nation geregelt 
werden ſoll. Ich bin der unvorgreiflichen Anſicht, daß unſer Militärſtaat, 
wenn Sie die Kriegsorganiſation fo nennen wollen, ſehr wohl vereinbar ſt 


mit unſerm Verfaſſungsſtaat, wie derſelbe in Wirklichkeit präcifirt iſt. Die 


Einfügung jenes Militärſtaates in unſern verfaſſungsmäßigen Rechtsſtaat 
bat ſtattgefunden, ſie braucht nicht erſt von der Zukunft erwartet zu werden. 
Das iſt meine Ueberzeugung. Zudem, meine Herren, iſt ja die allgemeine 
Wehrpflicht ſchon geregelt; ſie war auch vorher ſchon geregelt. Es iſt dar⸗ 
über kein Zweifel erhoben, daß in Preußen Jedermann, der überbaupt fäb'g 
dazu iſt, kriegspflichtig iſt. Beſtand doch ſchon vor 1814 die allgemeine Con⸗ 
ertptionspflichtigteit als e Es kommt mir aber vor, als wenn bei die⸗ 
em Gegenſate zwiſchen Verfaſſungs⸗ und Militärſtaat, wie er hier und 
onſt hervorgehoben wird, etwas mit unterliefe, was einer der Herren Vor⸗ 
redner als radicale Ideologie bezeichnet hat. Ich muß ſagen, daß die Regu- 
lirung der allgemeinen Wehrpflicht in dieſem Sinne ſchwerlich jemals zu 
Stande kommen wird; denn ich bin allerdings der Anſicht, daß der Verfaſ⸗ 
ungsſtaat, welchen wir nicht haben, wie er aber von einem Theile der Ma⸗ 
orität diefes Hauſes angeſtrebt wird, für Preußen unmöglich iſt, jo ſehr ich 
anerkenne, daß der gegenwärtige Verfafjungsftaat, wie er in Wirklichkeit 
feſtgeſtellt iſt, für uns alle verbindlich bleibt. 

& find ferner Kritiker an den Geſetzentwurf herangetreten; was gegen 
die Form geſagt iſt, es wäre von Seiten der Regierung mit Dank ange⸗ 
nommen worden, wenn das Geſetz in eine beſſere, juriſtiſche Fyrm verwan⸗ 
delt worden wäre. — Wenn hier bemängelt worden iſt an den Motiven, 
daß die Zeit der jährlichen Uebungen in dem Geſetze angegeben ſei, ſo iſt 
das nicht erheblich, darüber würde man ſich ſehr leicht vetſtandigen können. 
Aber wenn dann der Bericht fortfährt, daß jeder einzelne Reiermft dem Be: 
lieben des Militärſtandes preisgegeben ſei, jo Tann ich das nicht als 
einen angemeſſenen Ausdruck betrachten, ich würde mehr geneigt ſein, dies 
för eine banale Phraſe zu erklären. — Es wird ferner bemängelt, daß es 
in dem Entwurfe der Regierung heißt: die Landwehr ſoll, wenn es die 
Verhältniſſe erheiſchen, im Stiege verwendet werden. Das Geſetz vom 
3. September 1814 ſagt ganz trocken: die Landwehr dient bei aus⸗ 
brechendem Kriege x. in dem Heere ꝛc. Jedenfalls war alſo die hier 
von der Regierung vorgeſchlagene Einſchränkung eine wohlmeinende, im 
Nene der beabſichtigten Erleichterung der Landwehr. jenen) Daß 
Niemand anders als die Regierung den Zeitpunkt der Mobilmachung be⸗ 
ſtimmen kann, wird Jedermann einſehen, und ich glaube, daß es keinem der 
Herten eingefallen iſt, eine andere Gewalt an die Stelle der Regierung 
ſetzen zu wollen. Jemand muß doch ausſprechen, daß es Zeit iſt, die Mobil⸗ 
machung zu 7 55 oder ſollte jedesmal der Landtag dazu einberufen 
werden? Ich glaube nicht, daß dies Ihre . iſt. — Ich komme zu 
einer anderen Stelle des Berichts, die mir einerſeits ſehr ſchwer wird zu 
verſtehen, andererſeits ſie 0 f genug bemängeln zu können. Der Bericht 
fagt: „Erwägt man, welche Proben der Inteipretation klarer Verfaſſungs, 
beſtimmungen die ge ee dene ſchon gegeben hat, ſo macht 
die Vorlage dieſes Geſeßentwurfs den Eindruck, als wenn die letzte ſchwache 
Schranke, welche das Geſetz vom Jahre 1814 und die Beſtimmungen det 
Verfafungsurtunde noch dem Belieben militäriſcher Willkür entgegenſtellen, 
niedergeriſſen werden ſoll.“ ie meine Herren, ich halte das für eine, neh⸗ 
men Sie es nicht übel, bloße tendenzidfe Floskel, deren Berechtigung ich 
nicht zugeſtehen kann. Würde der Geſetzenkwurf, heißt es dann weiter, 
Geſetz, ſo „würde in Zukunft entweder der Militärſtaat den Verfaſſungsſtaat 
aufheben, oder das Bedürfniß der Nation nach politiſcher Fteiheit und 
Selbſtändigkeit die Idee der allgemeinen Wehrpflicht vernichten.“ Meine 
Herren! Dieſes „oder“ verſtehe ich nicht. Ich frage Sie, meine Herren, 
denken Sie bei dem erſten Theile dieſes Satzes an Gewalt? Wo’ wäre der 
Grund zu dieſer Beſorgniß? Und ſollte wirklich Gewalt angewendet werden, 
würde dann nicht die „nichtreorganiſirte Armee ebenſo ausreichen, als die 
reorganiſirte?“ „ 
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Von ſolchen Phantomen ſollten Sie ſich bei dieſer Berathung wohl frei 
halten. Meine Herren, erinnern Sie ſich daran, von wem die Morganlſa⸗ 
ton der Armee ausgegangen iſt; ſie iſt weder von dem vor Ihnen ſtehen⸗ 
den Kriegsminiſter, noch von feinem Amtsvorgänger ausgegangen, fie iſt 
ausgegangen von Sr. M. dem Könige, der Oberbefehlshaber der Armee und 
ein erfahrener General iſt. Weil die Reorganiſation von Sr. Majeftät aus⸗ 
gegangen ift, wie können ſolche Gedanken bei Ihnen Platz greifen? Sie 
kennen das liberale Programm Sr. Majeſtät: Sie kennen die Miniſter, 
welche die Reorganiſation vorgelegt haben — das ſogenannte liberale Mini⸗ 
ſterium, zu dem ich auch gehört habe; glauben Sie, daß das Miniſterium 
ein ſolches Geſetz mit ſolchen Hintergedanken Ihnen zur Genehmigung vor⸗ 
gelegt haben würde? Nicht politiſche, ſondern rein militäriſche Gedanken ſind 
es geweſen, welche die Reorganıfation in's Leben gerufen haben. Ich er: 
warte den Beweis, daß ich hierin fehle. — Ich will bei dieſer Gelegenheit 
zugleich auf einige in der Debatte gefallene Aeußerungen zurücktommen 
So lange die Landwehr ein integrirender Theil der Armee iſt, würde es mir 
ſehr übel ziemen, irgend etwas guszuſprechen, was dieſem Theil unſerer 
Armee zur Schmach gereiche; ich habe es nie gethan, und werde es auch 
heut nicht thun. Aber, meine Herren, auch eine liebſame Kritik des Inſti⸗ 
tuts iſt geſtattet, und ich glaube dazu Veranlaſſung zu haben. Das Inſtitut 
der Landwehr, wie wir es aus dem Kriege geerbt haben war ein durchaus 


achtbares. Die Landwehr enthielt viele Elemente, deren ſich kaum die Armee J 


rühmen konnte. In dem Maße aber, als dieſe Elemente ausſtarben, mußte 
daran gedacht werden, den verlorenen Werth in irgend einer Weiſe zu er⸗ 
gänzen. Was alſo von verſchiedenen Seiten als ein Vorwurf hingeſtellt iſt, 
das iſt in wohlüberlegter Erwägung von der Regierung verfügt worden, um 
das Inſtitut bei Leben und Kraft zu erhalten. 1 
enn die Beſtimmungen der Landwehrordnungen allmählich modificirt 
wurden, ſo lag dabei ganz derſelbe Gedanke zu Grunde. So ſind zu beur⸗ 
theilen: die nähere Heranziehung an die eigentliche Armee, die Einreihung 
in ihren Verband, die Controle der Landwehr durch höhere Offiziere, ihre 
Führung durch Linienoffiziere und Unteroffiziere, während die betreffenden 
Perſonen von der Landwehr bei der Linie dienten. Das iſt alles geſchehen, 
um das Landwehr⸗Inſtitut tüchtig zu erhalten, Es ift hervorgehoben, daß 
Ihre Majeſtäten die Könige Friedrich Wilhelm III. und IV. ſich anerkennend 
über die Landwehr ausgesprochen hätten, ferner, daß das Ausland ſich in 
anerkennender oder tadelnder Weiſe darüber geäußert habe. Ich glaube 
aber, m. H., daß alle dieſe Anführungen nichts entſcheiden, denn ich bitte 
das zu bedenken: ſelbſt wenn unſere Könige der Meinung waren, das In⸗ 
ſtitut der Landwehr ſei mangelhaft; ſo lange ſie nicht eine größere Armee 
auf den Beinen erhalten konnten, und ſo lange ſie trotzdem ihre Großmacht⸗ 
ftelung nicht aufheben wollten, mußten fie die gute Meinung über die Leis 
tungsfäbigkeit der Landwehr zu erhalten ſuchen. (Große Senſation.) Auch 
lauten, wie mir bekannt, die vertraulichen Aeußerungen fremder Offiziere 
in ihren Berichten an ihre Regierungen etwas anders, als lobend, und es 
ſind dieſelben wohl zu unterſcheiden von den üblichen Aeußerungen gelegent⸗ 
licher Revuebeſchauer. Nichtsdeſtoweniger iſt die Landwehr ein integrirender 
Theil der Armee geweſen und wird es ferner ſein. Ich habe niemals be⸗ 
greifen können — obgleich ich die Ehre habe, dieſe Frage bereits zum Vierten⸗ 
male zu discutiren — woher denn die Entrüſtung gegen die vermeintliche 
Herabwürdigung der Landwehr. Ich habe es nie faſſen können, ohne zu 
Suppoſitionen zu gelangen, die aber doch jeder zutreffenden thatſächlichen 
Unterlage entbehren. Der Charakter unſerer Armeeverfaſſung iſt durch die 
Reorganiſation in keiner Weiſe verändert Die Landwehr joll erhalten wer⸗ 
den. Es handelt ſich um nichts als Verſtärken der Armee und die Vermeh⸗ 
rung ihrer Cadres, welche uns von der Nothwendigkeit dispenſirt, im Augen⸗ 
blicke der Mobilmachung für die Zwecke der Wehrhaftſtellung des Staates 
die geſammte Kriegsmacht aufzubieten. Daß eine ſolche Organiſation, 
welche letzteres erheiſcht, keine ſehr glückliche und vielverſprechende genannt 
werden kann, wird bei unbefangener Beurtheilung nicht zweifelhaft ſein. 
Gleichwohl hat die Landwehr durch die Reorganiſatlon ihre Bedeutung nicht 
verloren. Ihre Verpflichtung bleibt dieſelbe; ihr Beſtand iſt geſichert; die 
Nothwendigkeit, ihr im Kriege Offiziere zuzuweiſen, iſt in gewiſſem Grade 
vorhanden, jedoch weſentlich vermindert. Wenn nun hier hervorgehoben iſt, 
die Landwehr wolle nicht in dumpfige Feſtungen kriechen, ſo gebe ich zu, daß 
dies nach der gemütblichen Seite hin von Gewicht iſt. Aber ſind Sie, meine 
Herren, ſicher, daß Sie damit die Sympathien der Landwehrmänner wirklich 
präciſe ausgedrückt haben? ö 
Ich bezweifle, m. H., daß der Familienvater oder Geſchäftgmann mit der⸗ 
ſelben Freudigkeit ins Feld re wird, als der jüngere Mann. M. 
Im Uebrigen prädisponirt die Reorganiſation die Verwendung der Land: 
wehr in keiner Weiſe. Unſere Feldarmee wird ohne dieſelbe überſchläglich 
etwa 320,000 Mann zählen. Ob wir in jedem Falle ſchon damit einem 
Feinde die Spitze bieten können, bleibt dahingeſtellt; daß aber die jüngeren 
Kräfte zunächſt für die Sicherheit des Landes und ſeiner Ehre einſteben 
mülſſen, kann nicht bezweifelt werden. So ſtehen die 116 Landwehr⸗Bataillione 
ganz integer da, und können ebenſo verwandt werden, wie die Feldarmee. 
Der Vorſchlag der Commiſſion iſt, wenn ich nicht irre, auf die urſprüngliche 
Beſtimmung zurückgegangen. Die Regierung ſelbſt aber muß dann ent- 
ſcheiden: wer ausrückt, wer nicht; was erforderlich iſt, was nicht. 0 
Ferner wird bebauptet, der Entwurf habe den Zweck, die Reorganifation 
zu legaliſiren. Er fordere auf Grund der allgemeinen Wehrpflicht — Diele 
über exiſtirt doch bereits auf Grund des Geſetzes! — unbeſchränkte Freiheit 
hrer Benutzung von Seiten der Regierung. Nun m. H., wie weit davon 
Gebrauch gemacht werden kann durch die dae das beſtimmt das 
Budget. (Große Verwunderung, und Unruhe.) Die Regierung verlangt 
dreijährige Präſenzz it dei der Fahne. M. H., das Geſetz beſtimmt die drei⸗ 
jährige Präſen zeit. Die Regierung verlangt 7jährige Dienſtzeit im Heere, 


und damit, fo heißt es, bezwecke ſie die Eliminirung der Landwehr aus der 


Kriegsarmee und die Herabdrückung der Landwehr erſten Aufgebotes zu 
einer Landwehr zweiten Aufgebotes. M. H., wenn die 7jährige Dienſtzel 
verlangt iſt, fo iſt damit nicht die Eliminirung der Landwehr, ſondern nur 
die Erleichterung derſelben bezweckr worden. (Widerſpruch) Die angeb 
liche Herabdrückung zum 2. Aufgebot iſt min ein unperſtanoliches Wort. Denn 
im Kriege exiſtirt ein ſolcher Unterſchied überhaupt nicht. Es wird darauf 
hingewieſen, daß in Zukunft das Heer ſelbſt bis über 450,000. Mann betra⸗ 
gen würde. Wir haben aber Feinde ringsum, die über Armeen von halben 
Millionen gebieten, und ich glaube nicht, daß wir in einem ernſthaften 
Kriege der Möglichkeit übe boden ſein werden, die Landwehr einzuberufen. 
Eiſt dann haben wir eine Armee von etwas über 400,000 Mann und die 
nöthigen Beſatzungstruppen, wenn wir alles heranziehen. Ich kann nicht 
erkennen, daß dieſe Stärke eine zu hohe wäre, 

Uebrigens ſind die früheren Beſimmungen über die Landwehr in Betreff 
des § 8b. des Geſetzes von 1814 erſt 1832 verſuchsweiſe realifirt: Da dies 
ſer Veiſuch vollſtändig mißlang, fo wurde er bereits damals geſetzlich auf: 
gehoben. Mit der allgemeinen Wehrpflicht iſt nicht bedingt, daß fie auch 
wirklich allgemein peforaert werde. Es iſt ferner hervorgehoben, es berüd: 
ſichtige die Reg. keine der von dem Hauſe erhobenen Bedenken. Sie mögen 
mir nicht übel nehmen, daß dieſe in techniſcher Beziehung für die Regierung 
nicht das Gewicht haben konnten, als die Bedenken, welche die Regierung in 


dieſer Beziebung felbft hegte. Den wirthſchaftlichen Bedenken, ſowie den 


finanziellen iſt aber allerdings Rechnung getragen worden. Die Dienit- 
zeit iſt von 19 auf 16 Jahre im Ganzen verkürzt, die in der Landwehr auf 
eine neunjährige herabgeſetzt, ſo daß faft drei ganze Altersklaſſen ausgeſchie⸗ 
den ſind. Auch neue Steuern ſind bisher nicht verlangt worden. Endlich 
iſt die Sprache der Motive als eine gereizte und heftige bezeichnet worden. 
Dieſe Sprache ft aber, wie ich glaube und beabſichtigte, nur eine ſehr ber 
ſtimmte und gemeſſene. Von Gereiztheit und Heftigkeit hat nichts bineinge⸗ 
legt werden ſollen und dürfen. Wen dieſer Umſtand reizt, den bedaure ich, 
der muß Widerſpruch ertragen können. Die Ueberzeugung, welche die Re 
terung leitete, iſt eine ſehr tiefe und wohlerwogene. Es ift die Regierung 
ich dabei bewußt, daß es ſich um die beiligſten Intereſſen des Vaterlandes 
handelte. Deshalb iſt die Reorganiſation 1860 eingebracht, deswegen tt ſie 
feitgebalten worden mit der von dem Abg. Gneiſt geſtern urgirten Zähigkeit 
und Conſequenz, die angeblich einer beſſeren Sache würdig wäre. Meine 
Herren! (mit Emphaſe) eine beſſere Sache giebt es nicht, als die Schlagier- 
tigkeit des preußiſchen Volkes, garantirt nach der Ueberzeugung der Regie⸗ 
rung für alle Zeiten. (Senſation.) Es iſt unnütz, meine perſönliche Stel⸗ 
lung zu erörtern, ich kann mich aber nicht enthalten, zu bemerken, daß wenn 
die Regierung durch die Beſchlüſſe der andern Factoren der Geſetzgebung an 
der Ausfühtung dieſes wichtigſten Werkes, was beabsichtigt worden iſt ſeit 
dem Frieden, gehindert würde, auf Sie, meine Herren, die Verantwortung 
fällt, nicht vor den Zeitgenoſſen allein, ſondern auch vor den Nachkommen. 
Wenn die Ketten der Fremdherrſchaft im Lande raſſeln, dann wird man ge⸗ 
wahr werden, was man verſchmähte und zurückwies. (Unrube.) 

Ich bin mit meinen Entgegnungen noch nicht fertig, ich muß vielmehr Ihre 
Geduld noch etwas in Anſpruch nehmen. Der Bericht jagt: („S. Comiſſigns. 
Bericht Seite 12 letztes Alinea: „wenn die Motive ꝛc. bis Seite 13 Zeile 9, 
ermächtigt iſt.“) Ich befinde mich nicht in der Lage die Logik dieſes Satzes zu verſtehen 
bewundere die Gewandtheit, mit der der Schluß, der nach den Vorberjägen noth⸗ 
wendig war, umgangen worden iſt. Ein abſoluter Staat hat alſo mehr Ver⸗ 
anlaſſung, eine ſtarke Armee zu halten, als ein Werfaffungei | 


erworbener Kraft, nach einem 5Ojährigen Frieden mit der ſicheren Ausficht 


itaat in der Fülle] Fahne 


auf kriegeriſche Entwickelung ringsum! Ich vermag das nicht einzuſehen; ber 
Zweck jeder Armee iſt nach außen die Vertheidigung des Vaterlandes, möge 
daſſelbe eine abſolute, oder conſtitutionelle Regierung haben. Dieſer Aufgabe 
muß die Armee gewachſen ſein; wenn ſie das nicht iſt, dann fort mit ihr, 
dann ſind 153,000 Mann viet zu viel. Iſt aber für die Löſung der Aufgabe 
eine ſtärkere Armee nothwendig, ſo glaube ich, hat jeder Freund des Vater⸗ 
landes die Pflicht, für das Vorhandenſein dieſer Armee zu ſorgen, und dieſer 
Verpflichtung darf ſich die königl. Staatsreg. nicht heben. Ich bin der Mei⸗ 
nung, daß das Land, daß unſer edles, ſtolzes Volk eine ſolche Verzichtleiſtung 
auf Wehrhaftigkeit nicht zugeben will; ich bin der Meinung, daß das Volk nicht 
zugeben will, die Armee zu verringern; daran denkt das 5 1 er 

olt weiß ſehr gut, daß ſeine Geſchichte eins iſt mit der te r 
Armee, und dieses Verhältniß hat bis in die letzten Decennien gedauert. 
Das wäre das, was ich über den Bericht zu ſagen habe. Ich enthalte mich 
vorläufig, auf die einzelnen Beſtimmungen der verſchiedenen SS einzugehen, 
weil ich glaube, daß dazu die Spezialdiscuſſion Gelegenheit 1 5 wird. 
Gleichwohl kann ich nicht umhin, über die Eigenthümlichteiten des Gegen⸗ 
entwurfs Einiges zu äußern. Derſelbe verlangt ein Organiſalionsgeſetz, 
eine geſetzliche Feſtſtellung der Stärke der Armee, anderweite Regelung der 
Präſenzzeit, eine neue Landwehr⸗Ordnung und eine Rekrutfrungs⸗Ordnung. 
Meine Herren, wenn Sie alle dieſe verſchiedenen Punkte anſehen, ſo kann 
bnen doch unmöglich entgehen, daß das, was Sie beanspruchen, für die 
Machterweiterung dieſes Hauſes ſehr weſentliche Momente ſind. Wenn Sie 
dies als richtig anerkennen, iſt das ein ehrlicher Handel, wenn man viel 
fordert und nichts bietet? (Bewegung.) 


Der König hatte in Preußen auf Grund des Geſetzes und des Herkom⸗ 
mens das Recht, die Stärke der Armee zu beſtimmen nach den allgemeinen 
Staatsverhältniſſen. Ich weiß ſehr gut, daß dieſer Satz anzufechten iſt, ſeit⸗ 
dem wir die Verfaſſung haben. Man kann ſagen, die Beſtimmung über vie 
Stärke der Armee kann geſetzlich feſtgeſtellt werden; aber, m. H., wenn ſich 
die Regierung zu einer geſetzlichen Vereinbarung herbeilaſſen könnte, ſo liegt 
doch eine Nothwendigkeit nicht vor; die Regierung kann Sie immer wieder 
auf Ihr Budgetrecht verweiſen (Verwunderung). Die Herren haben das 
Recht, die Stärke der Armee durch Verweigerung der jährlichen Ausgaben zu 
vermindern. Ich ſpreche theoretiſch und ſage, man könnte an eine ſolche Re⸗ 
gelung denken und das wäre vielleicht zweckmäßig und opportun. Aber, 
m. H,, vergeſſen dürfen Sie doch nicht, daß der König von Preußen in dieſer 
Beziehung eine ganz andere Stellung einnimmt, als der König der ier. 
Der König von Preußen hat allerdings eine gewiſſe Summe von Rechten 
abgetreten, aber dieſes Recht hat er ausdrücllich nicht abgetreten. Ferner 
verlangen Sie ein Rekrutirungsgeſetz, und ich glaube mich nicht zu irren, 
es wird dabei an zweierlei gedacht. Einmal ſollen die Beſtimmungen über 
die Aushebung, die gegenwärtig auf dem Verwaltungswege geregelt find, ges 
ſetzlich geregelt werden; ja das könnte geſchehen, ich glaube nur, daß keine 
Veranlaſſung dazu da iſt. Wenn aber dem Könige die Leute kopfweiſe zuge⸗ 
zählt werden, ſo iſt das wieder eine prinzipielle Beſchränkung, denn das ge. 
ſetz beſtimmt eine allgemeine Wehrpflicht ohne die Zahl der Köpfe. Die 
Zahl von 60,000 iſt ziemlich auskommlich gegriffen. Es iſt von einer Land⸗ 
wehr⸗Ordnung geſprochen. Das Bedürfniß nach einer geſetzlichen Ordnung 
dieſer Verhältniſſe iſt von der Regierung längſt anerkannt, weil die alte Land⸗ 
wehr⸗Ordnung den momentanen Verhältniſſen in keiner Weiſe entſpricht. — 
Das ſind nach meiner Meinung alles Conceſſionen, die von der Regierung 
verlangt werden, und nun frage ich: welche Veranlaſſung könnte die Regie: 
rung haben, auf dieſe Conceſſionen ohne Weiteres einzugehen, wenn in ans 
derer Beziehung das eigene Weſen der Reorganiſation angetastet wird? Es 
iſt nun und nimmermehr zu denken, daß die Regierung dieſer Forderung beide 
Hände entgegenſtrecken wird. Sie vergeſſen, daß die Armee zu weit reducirt 
werden muß, daß die Regierung mit ihren Verpflichtungen, für die Unabbän⸗ 
gigkeit des Landes zu ſorgen, in Conflict kommen würde: das iſt eine Ver⸗ 
pflichtung, die weit hinausgeht über alles Uebrige. — Das ift das, was ich 
zu ſagen habe; die Erwiderungen auf die Aeußerungen der Redner behalte 
ich mir für eine andere Zeit vor. 

Abg. v. Vaerſt: Sein Standpunkt ſei dadurch klar bezeichnet, daß er 
zur Majorität der Commiſſion gebört habe. Er wolle die Frage von der 
militäriſchen Seite beleuchten. Daß nach den Erfahrungen, die man bei 
früheren Mobilmachungen gemacht, Umwandlungen in unſerem Heerweſen 
als unerläßlich ſich herausgeſtellt hätten, ſei ſeine innerſte Ueberzeugung. 
Der Durchführung dieſer Umwandlungen hätten ſich zwei Wege geboten. 

der eine habe zu dem Syſteme der ſtehenden Heere geführt, der andere in 
die Bahn unſerer unvergeßlichen Reformperiode, welche durch das Krümper⸗ 
ſyſtem vorbereitet, durch den Aufruf Friedrich Wilhelm III. an das Polt 
und die Schöpfung der Landwehr eingeleitet wurde. Die Regierung habe 
den erſten Weg gewählt; er wiſſe nicht aus welchen Gründen, die Thatſache 
aber ſtehe feſt. Nach der Schöpfung der neuen Bataillone beſtehe keine 
Landwehr erſten Aufgebot? mehr, weder als felddienſtfähiger Körper, noch 
auch nur der Zahl nach. Man möge nur einen Blick auf die Land⸗ 
ape ne werfen. An der Spitze derſelben ſtänden invalide oder zur 
Diſpoſition geſtellte Offiziere als Commandeure; die Zahl der Offiziere ſei 
eine unzureichende. Die Frage der Bekleidung ſei in der vorigen Seſſion 
angeregt und nicht in berühigender Weiſe beantwortet worden; doch wolle 
er bierauf keinen übermäßigen Werth legen, da er aus feinen Erfahrungen 
wiſſe, daß früher die Oekonomie im Bekleidungsweſen bis zur Ungedühr 
gebandtabt worden. Seit der Reorganiſation hätten wir 253 Bataillone 
Linien⸗Infanterie, daneben 116 Landwehrbataillone, doch mehr auf dem 
Papier, als der Sache nach; denn es fehlten Offiziere, Unteroffiziere und 
Mannſchafßen; hätte man die Landwehr aufrecht erhalten wollen, fo hätte 
man ihre Bataillone in gleichem Maße wie die der Linie vermehren müſſen. 
Auf allen Seiten von Militärmächten umgeben, mühe Preußen, falls es 
jeine Stellung als Großmacht aufrecht erhalten wolle, ſich auf das ganze 
Volt in Waffen, nicht auf eine militäriihe Kaste ſtützen. (Bravo!) Vom 
volkswirthſchaſtlichen und finanziellen Standpunkte aus ſeien große ſtehende 
Heere in Preußen unmöglich. (Sehr gut.) Der Kriegsminiſter habe davon 
geſprochen, daß die Ketten feindlicher Eroberer im Lande raſſeln würden; 
ein ſolches Wort höre ſich nicht gut an für den, der die Ehre und das Glück 
des Vaterlands im Herzen trage. (Zuſtimmung.) 

Man möge nur den Geiſt, der in den Jahren von 1808 1816 fo Wun⸗ 
derbares erzeugt, wach und rege erhalten in Geſinnung und Vatetlandsliebe 
bei Fürſt und Volk. (Bravo.) Dann würde man nicht nöthig haben, Ket⸗ 
tengeraſſel zu fürchten. (Bravo.) „Der Abg. Tweſten habe der Landwehr 
die Schuld aufgebürdet, daß ſie nicht mehr daſſelbe leiſte, wie in früheren 
Jahren; er lege dieſe Schuld der Regierung zur Laſt, die Landwehr ſei nicht 
„eförpert worden als um fie herum alles fortichritt, deswegen babe fie den 
an ſie Abe mie ſighe aher dere Aae e können, ihr Geiſt ſei gewiß 
noch derjelbe wie früher, aber ihre äußeren Verhältniſſe hätten ſich geändert. 
Der Kernpunkt der Frage ſei für ihn der: ſoll die Vertheidigung des Landes 
einer ſtehenden Armee allein anvertraut werden? Seiner Ueber eugung nach 
ſeien die realen Verhältniſſe nicht dazu angethan. Auf das Volt in Waffen 
müſſe man ſich ftügen, die Landwehr allein könne uns zwar nicht ketten, 
aber auch nicht die jtehende Armee als eine Kafte. Daß vas der Jandwehr 
zu Theil gewordene Lob nur aus Courtolſie hervorgegangen fet, müſſe er bes 
zwelfeln, wo dies geſchehen ſei, hätte ſolches Lob 105 ens der höheren Offiziere 
zurückgewieſen werden müſſen. Der Kriegsminiſter habe ee dies 
und jenes zu beweiſen; für die Güte eines Syſtems liege der beſte Beweis 
in ſeiner Bewährung. Nicht allein der Landwehr, ſondern auch der Linie 
fehlten die kriegserfahrenen Leute und doch ſei der kriegetiſche Geiſt in ihr 
lebendig, jo habe er die Ueberzeugung, daß der kriegeriſche Geiſt in der Na 
tion lebe und hervorbrechen werde, ſobald das richtige Zauberwort geſprochen 
wird. Kagen g „Das Landwehrſyſtem könne nur das Product einer gewal⸗ 
tigen, großen Zeit ſein, im Frieden könne man dem Volke nicht ſolche Opfer 
auferlegen, als die, Landwehr ſie fordere. Die Mobilmachungen „um nicht 
und wieder nichts“, wie der gemeine Mann ſie nennt und mit Recht nennt, 
ſeien gerade geeignet, den kriegeriſchen Geiſt zu dämpfen, darum müſſe man 
ihnen für die Zukunft vorbeugen. Ein Redner habe von einem ſtarken Me 
ſerveſyſtem geſprochen, ein ſolches liege aber gerade in der 4 
und ſei mit einem Volksheer unverträglich. Zum Schluß bittet der Redner 
unter Beifall des Hauſes um Annahme der Commiſſtonsvorſchlage, deren 
55 nahen Gehe, daß ein Gegenſatz zwiſchen Linie und Landwehr nicht be 

„(Der Kriegsminiſter verläßt den Saal. Am Miniſtertiſch nur die Com⸗ 
miſſarien des Kriegsminiſteriums.) 40 

Abg. Dr. Freſe (Minden): Der Kriegsminister habe die Kluft zwiſchen 
der Regierung und dieſem Haufe als jo groß gezeigt, daß eine Ausfüllung 
derſelben unmöglich fei; um fo mehr ſei zu hoffen, daß die Einigkeit vieſes 
Hauſes der Regierung gegenüber auch in der Form ves jetzt Auben gte 
Beſchluſſes conſtatirt werde. Der Kriegsminiſter habe insbeſondere die Re 
organiſation als die eigenſte Schöpfung Sr. Maj. des Königs, und vespa 
unangreifbar bezeichnet; dies ſei charakkeriſtiſch für das gegenmärtine Mini⸗ 
ſterum. Das weiſe er zurück. Der Miniſter habe ferner die Reorgantſa⸗ 
tion eine heilige Sache, wie es keine andere gebe, genannt: es gebe = 
doch wohl noch 17 Heiligeres, als jene Reorgantfations dies fer der Eid 
Fahne n d b ee e f A als die paar 
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ihre Achſe ſich drehe (Zuſtimmung). 
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bielten, habe ſich neulich gezeigt, als man fene Verantwortlich⸗ 
i be wollte. Da hätten fi ſch auf den höheren Richter beru⸗ 
fen. Vor den aber könne man ſie nicht führen, wohl vor den irdiſchen, 
dorthin, wobin fie gehörten — auf die Anklagebank (Zaſtimmung). — Der 
Kriegsminister habe nur wegen des Rechtes des Hauſes, in der Heeresein⸗ 
richtung mittzuſprechen, auf die Geldbewilligung verwieſen; was es aber ſelbſt 
mit dieſem Recht nach der Anſicht der Regierung auf ſich habe, das zeige 
ſich in der Art, wie die Regierung die Budgetbeſchlüſſe dieſes Hauſes re⸗ 
ſpectire (ſehr richtig). Der Kriegsminiſter habe ſich weiter dagegen ver⸗ 
wahrt, daß er und die Staatsregierung Gewalt zur Durchführung der Re⸗ 
organiſation anwenden wollen; die Gewalt ſei ſchon da! (Sehr richtig! 
lints.) — Mit Unrecht babe ſich der Kriegsminiſter darauf berufen, daß er 
im Verein mit dem liberalen Minifterium die Reorganiſation zuerſt vor die⸗ 
ſes Haus gebracht: die liberalen Miniſter, jo wenig ihre ſonſtigen politiſchen 
Fehler Vertheidigung finden könnten, hätten immer noch an der Nothwen⸗ 
digkeit einer geſezlichen Regelung feſtgehalten. Der Kriegsminiſter habe aber 
wunderbare Wandelungen durchgemacht, ſo daß er ſeinen großen Muth 
darthue, wenn er jetzt gar noch an das liberale Programm des Königs vom 
Jahre 1858 erinnere; es fehle an einem parlamentariſchen Ausdruck für 
einen ſolchen Mangel an Beſcheidenheit. (Widerſpruch rechts) Zur vorlie⸗ 
genden Frage ſei vor Allem die Erklärung des Kriegsminiſters hervorzuhe⸗ 
ben, daß die Regierung nun und nimmer von der Reorganiſation laſſen 
werde. Dies zeige die Unmöglichkeit, ſich mit dem gegenwärtigen Miniſte⸗ 
rium zu einigen. } d \ 2 
u einer Vereinbarung ſeien zwei Vorbedingungen allgemein als noth⸗ 
wendig anerkannt: die zweijährige Dienſtzeit und ein verantwortlicher Kriegs⸗ 
Miniſter. Beides aber weiſe die . von der Hand, und es ſei dem⸗ 
nach der Fall eingetreten, den ein Mitglied der Majorität in der Com⸗ 
miſſion bereits vorgeſehen habe, nämlich im Falle einer fortwährend ableh⸗ 
nenden Haltung der Regierung zurückzukommen auf die reine Negative. 
(Hört!) Der Kriegsminiſter habe nun zwar die Commiſſions⸗Vorſchläge und 
namentlich die 2jährige Dienſtzeit noch nicht ausdrücklich zurückgewieſen, doch 
gehe dieſe Abſicht aus den ſonſtigen Ausführungen hervor, namentlich dar⸗ 
aus: daß er in den Forckenbeck chen Vorſchlägen keine Conceſſionen aner⸗ 
kennt, während doch die Ausbebung von 60,000 Mann und die Vermehrung 
der Cadres ſehr weſentliche Conceſſionen ſeien. Denn der weſentliche Un: 
terſchied zwiſchen der vorjährigen, vom Lande ſanctionirten Poſition und 
zwiſchen den Vorſchlägen der Commiſſion ſei der: die Commiſſion gebe zwar 
keine der vorjährigen Forderungen auf, überſteige aber das Maß der vor: 
indem ſie eine verſtärkte Reſerve, eine vermehrte Zahl 
Cadres und einen um 2% Mill erhöhten Militär⸗Etat der Regierung biete. 
Ein beſonders hervorzuhebender, aber noch nicht hervorgehobener Grund ge⸗ 
en die Commiſſionsvorſchläge ſei, daß der die Anzahl der Cadres vetref⸗ 
ende Punkt in ein Dunkel gehüllt ſei, welches der Auftlärung noch ſehr be⸗ 
dürfe. Es ſei vollkommen ungewiß, wie groß die Anzahl der Cadres in 
Zukunft ſein ſolle. Dieſen Einwand habe man der Regierung im are 
Jahre in der Budgetcommiſſion gemacht, als man die Reorganiſationsko ten 
geſtrichen; man müſſe denſelben aber heute dem Commiſſions⸗Bericht ent⸗ 
gegenſtellen. Noch ſchlimmer aber ſei es, daß durch die Annahme der Com⸗ 
miſſions⸗Vorſchläge ein Proviſorium geſchaffen werden würde, deſſen Ende 
ganz unabſehbar wäre, und das Land wolle keine Propiſorien. Die Fehler 
der Vergangenheit in der Militärfrage ſeien gerade die Proviſorien gewe⸗ 
ſen: das frühere aber endete wenigſtens rechtlich mit dem Jahre 1860, das 
jetzt beabſichtigte würde auf eine ganz unbeſtimmte Zeit Geltung haben. Ein 
ſolches Proviſorium zu ſchaffen, würde ein großer und ſchwerer Fehler fein; 
es ſei unmöglich, iR IE 
Dazu komme noch das politiſche Moment, daß es, ſich in einem Verfaſ⸗ 
ſungskampfe verbiete, über das äußerſte Maß von Legislation hinauszuge⸗ 
ben. Endlich ſpreche gegen die Commiſſions⸗Vorſchläge deren innerer Wis 
derſpruch. Aus dem Geſetzentwurf ſpreche der Techniker — und die darin 
niedergelegten Grundſätze könne man zum Theil anerkennen —, aus der 
angehängten Reſolution ſpreche der Politiker. Geſetzentwurf und Reſolu⸗ 
tion ſeien aber nicht vereinbar; es ſei unlogiſch, einen Geſetzentwurf hinzu⸗ 
ſtellen und zum Schluß auszuſprechen: für die gegenwärtige Regierung ſei 
der Entwurf aber nicht. Der formulirte Gedanke ſei allerdings in parla⸗ 
mentariſchen Verſammlungen allein berechtigt, wie Abg. Gneiſt ausgeführt, 
aber die Formulirung brauche keine legislatoriſche zu ſein. Zweijährige 
Dienſtzeit in einem Geſetzentwurf oder in einer Reſolution — das ſei gleich 
klar. — Der Redner ſchließt mit einer Hinweiſung auf die Lage des Lan⸗ 
des: Früher habe es einen altpreußiſchen Stolz gegeben, der eben ſo die 
Generale wie die Civilkreiſe beſeelt habe; damals würde ein preußiſcher 


jährigen Conceſſionen, 
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v. Vincke (Stargardt); letzterer erklärt unter anderem: wenn ihm der Abg. 
v. Unruh vorgeworfen, er ſehe in dieſer Frage nur auf . der 
linken Seite des Hauſes, nicht auf die mit jenen einverſtandenen Mitglieder 
der rechten Seite, ſo rühre das daher, daß ſich eben die Führer auf der an⸗ 
deren (der linken) Seite befänden, — mit Ausnahme allerdings des Abg. 
Tweſten, nach deſſen heutiger Rede er ſich freue, ſich wiederum in jo ehren⸗ 
werther Geſellſchaft zu finden. 

Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 9 Ubr. Tages⸗ 
ordnung: Fortſetzung der Militärdebatte. 


Berlin, 9. Mai. (Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht, den nachbenannten Perſonen Orden zu verleihen, und zwar: 
den rothen Adlerorden erſter Klaſſe mit Eichenlaub: dem General⸗Lieutenant 
a. D. Grafen von Bismarck⸗Bohlen zu Carlsburg im Kreiſe 5 
zuletzt Oberſt à la suite des 3, Bataillons (Anklam) 2. Landwehr⸗Regiments, 
jetzigen 1. Pommerſchen Landwehr⸗Regiments Nr. 2, dem Wirklichen Geheimen 
Rath, Seconde⸗Lieutenant a. D. v. Kleiſt zu Berlin; den Stern zum rothen 


Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub und Schwerdtern am Ringe; dem 
General⸗Major Freiherrn Hiller von Gaertringen, Kommandeur der 


1. Garde = Infanterie » Brigade; den rothen Adler s Orden dritter Klaſſe 
mit der Schleife: dem Major a. D. Grafen von Gneiſenau zu 
Sommerſchenburg, zuletzt Rittmeiſter im zweiten Dragoner ⸗ Regiment, 
dem jetzigen Brandenburgiſchen Dragoner ⸗ Regiment Nr. 2; den köͤnig⸗ 
lichen Kronenorden erſter Klaſſe: dem General der Infanterie z. 5. 
v. Hirſchfeld zu Berlin, zuletzt General⸗Lieutenant und Commandeur der 
12. Division, dem Generl⸗Lieutenant z. D. Grafen v. Wal derſee zu Pots⸗ 
dam, zuletzt Staats⸗ und Kriegsminiſter, dem General der Infanterie a. D. 
v. Voß zu Berlin, zuletzt General⸗Lieutenant und Commandenr der 8. Dis 
viſion, dem General der Kavallerie a. D. v. Zollicoffer zu Potsdam, 
zuletzt General⸗Lieutenant und Kommandant von Breslau, dem General: 
Lieutenant a. D. v. Below zu Berlin, Na, Inſpecteur der Beſatzung 
der Bundesfeſtungen, dem Wirkl. Geh. Rath, Premier⸗Lieutenant a. D. 
v. Frankenberg⸗Ludwigsdorff zu Berlin; den königl. Kronenorden 
zweiter N dem Flügel⸗Adjutanten Oberſt⸗Lieutenant Grafen v. Bran⸗ 
denburg, Commandeur des Regiments der Gardes du Corps; den königl. 
Kronenorden dritter Klaſſe: dem Flügel⸗Adjutanten Oberſt⸗Lieutenant von 
Werder, mit der Führung des Garde⸗Jäger⸗Bataillons beauftragt; das 
Kreuz der Comthure des königl. Hausordens von Hohenzollern: dem Ober⸗ 
ſten v. Alvensleben, Commandeur der 1. Garde⸗Kavallerie⸗Brigade, ſo 
wie das Kreuz der Inhaber des königl. Hausordens von Hohenzollern: dem 
penſionirten Kaſtellan Knoll zu Berlin. 3 

Se. Majeſtät der ei aben allergnädigſt geruht: Den bisherigen 
außerordentlichen Profeſſor Dr. 5 F. Laurer in Greifswald zum ordent⸗ 
lichen Profeſſor in der mediziniſchen Fakultät der dortigen Univerſität; und 
den Weltgeiſtlichen und Seminar⸗Hilfslehrer Richter zu Büren zum Director 
des Lehrerinnen⸗Seminars zu Paderborn zu ernennen. 

Der Vikarius Terſteſſe an der Rektorats⸗Schule zu Geſecke iſt als Hilfs⸗ 
lehrer an dem Schullehrer⸗Seminar zu Büren angeſtellt worden. 

Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht: Dem Vice⸗Director 
der fürſtlich hohenzollernſchen Hofkammer, Joſeph Stroppel zu Sigma⸗ 
ringen, die Erlaubniß 25 Anlegung des von des Königs von Portugal Ma⸗ 
jeſtät ihm verliehenen Kommandeurkreuzes des . zu ertheilen. 

115 taatsanz.) 

[Militär⸗Wochenblatt.] v. Kaiſerberg, Sec.⸗Lt. vom Königs⸗Gren.⸗ 
Regt. (2. Weſtpreuß.) Nr. 7, von dem Kommando zur Dienſtleiſtung bei der 
Unteroff.⸗Schule in Potsdam entbunden. v. Chamier, außeretatsmäßiger 
Sec.⸗Lt. in der Garde⸗Art.⸗Brig., als etatsm. Sec.⸗Lt. in das 1. Niederſchleſ. 
Nef 20 Nr. 46 perſetzt. v. Grabow, General der Inf. zur Disp. und 

en.⸗Adjut. Sr. Majeſtät des Königs, v. Bonin, General der Inf. und 
kommandirender General des VIII. Armee⸗Corps, die Berechtigung zum Tra⸗ 
gen der Uniform des erſten Garde⸗Regiments z. F. mit der Beſtimmung er⸗ 
theilt, daß dieſelben à la suite dieſes Regts. zu führen ſind. v. Neumann, 
Hen. der Fot Gen. Adjut. Sr. Maj. des Königs und Chef des reitenden 
Feldjäger⸗Corps, die Berechtigung zum Tragen der Unif. des Garde⸗Jäger⸗ 
Bats. mit der Beſtimmmung ertheilt, daß derſelbe A la suite dieſes Bats. 
zu führen iſt. v. Keſſel, Ob.⸗Lt. à la suite des 1. Garde; Regts. z. F. und 
mit der Führung deſſelben beauftragt, zum Commandeur dieſes Ness er⸗ 
nannt, v. Randow, Hauptm., vom 2. Bat. (Oels) 3. Niederſchleſ.⸗Regts. 
Nr. 10, und mit der Vertretung des Commdrs. des 3. Bats. (Münfterberg) 
4. Niederſchl. Regts. Nr. 11 beauftragt, unter Verleihung des Char. als Major, 
als Etappen⸗Inſpektor zu Hersfeld angeſtellt. v. Studnitz, Oberſt aggr dem 


zwar noch eine große Erregung der Gemüther erkennen, welche durch 


die Entdeckungen im Dzialynskiſchen Palais und durch die darauf fol⸗ 
genden zahlreichen Verhaftungen im erſten Augenblicke nalürlih noch 
geſteigert worden iſt. Doch ſoll ſich ſeitdem in den polniſchen Kreiſen 
eine gewiſſe Entmuthigung und das Bewußtſein geltend gemacht haben, 


daß jeder ernſtliche Verſuch zur Theilnahme an der polniſchen Inſur⸗ 


rection an der Wachſamkeit und Energie der preußiſchen Behörden ſo⸗ 
fort ſcheitern und der Sache der Polen nur den größten Nachtheil 
bringen könnte. Es wird daher augenblicklich von den Polen ſelbſt 
mehrfach bereits abgewiegelt. Mit Rückſicht hierauf ſcheint das maß⸗ 
gebende Urtheil der Provinzialbehörden auch die Ergreifung von Aus⸗ 
nahmemaßregeln zur Zeit nicht für erforderlich zu halten, namentlich 
nicht für die Provinz im Ganzen. 8 

[Verurtheilunz wegen des Nationalfonds.] Der betref⸗ 
fende Senat des königl. Kammetgerichts unter Vorſitz des Geh. Juſiiz⸗ 


Raths Nicolovius hat am Freitag die Unterzeichner des Aufrufs für 


die Sammlung zum Nationalfonds: Delbrück, Franz Duncker, Elſter, 
Kochhann, Dr. Langerhans, Stadtrath Runge, Schulze⸗Delitzſch, 
Dr. Virchow, Dr. Zabel, Geh. Juſtizrath Taddel, Dr. Freſe und 
v. Unruh je zu 2 Thlr. Geldbuße oder 1 Tag Gefängniß verurtheilt. 
[Beſchlagnahme.] Heute Morgen wurde die Nr. 54 der 
„Tribüne“ polizeilich mit Beſchlag belegt; wie es heißt, wegen eines 
auf dem erſten Blatte dieſer Zeitung befindlichen N 
lpreſſe und Vereinsrecht] ſollen nach dem Schluß der Kam⸗ 
mer mit noch größerer Zärtlichkeit von den Behörden umfaßt werden, 
als bisher. Vorläufig ſoll ſchon jetzt angeordnet ſein, daß die Beauf⸗ 


ſichtigung der Bezirksvereine ferner nicht mehr durch die Polizeiwacht⸗ 
meiſter, ſondern durch die Pollzei⸗Lleutenants geführt werden, welche 


über den Verlauf jeder Verſammlung an den Präſidenten zu berichten 
haben. 

Poſen, 9. Mai. [Verhaftungen.] Geſtern wurde der ver⸗ 
antwortliche Redacteur des „Dziennik Poznanski“, Herr Dr. Szu⸗ 
man, ein Schwager des Abgeordneten Dr. Libelt, auf ſeinem Gute 
Althütte verhaftet. Der Gutsbeſizer Napoleon Rekoweki auf 
Koszuty, Kreis Schroda, iſt ebenfalls verhaftet worden. — Wie wir 
vernehmen, ſollen die ſämmtlichen Polen, welche in letzter Zeit hier 
und in der Provinz verhaftet worden find und deren Zahl, namentlich 
im Schro da ſchen, fo groß If, daß das dortige Gefängniß bereits völlig 
überfüllt iſt, von hier nach Berlin transportirt und daſelbſt vor den 
Staatsgerichtshof geſtellt werden, weil gegen fie die Anklage des Hoch⸗ 
verraths, welche bekanntlich zur Competenz dieſes Gerichtshofes gehört, 
erhoben werden ſoll. Die Abführung derſelben ſteht ſogar ſchon in 
nächſter Zeit zu erwarten, doch erregt die Art und Weiſe, wie dieſelben 
dorthin escortirt werden ſollen, gegenwärtig noch mancherlei Bedenken. 

Oberſt v. Weymarn iſt in Folge eingegangener wichtiger Depe⸗ 
ſchen ſchleunigſt nach Warſchau abgereiſt. (Oſtd. u. P. Z.) 

[Auf die Carlowitzſche Interpellation, betreffend die 
Einquartierung in Inowraclaw!] lautet die Antwort des Herrn 
Miniſters nach den amtlichen ſtenographiſchen Berichten: 

„Der zweite Punkt der Interpellation lautet: 

Exiſtirt eine königliche Cabinetsordre oder ſonſtige obrigkeitliche An⸗ 
ordnung, wonach preußiſchen Staatsangehörigen die Verpflichtung 
auferlegt wird, das ruſſiſche Militär in Beh auf Bequartierung 
und Verpflegung ganz wie das preußiſche Militär zu behandeln? 
„Eine ſolche Cabinetsordre exiſtirt nicht!“ (Auſſehen.) 3) Wie, die 
Bejahung der Frage 2 vorausgeſetzt, getraut ſich die königl. Staats- 
regierung eine Beſtimmung zu rechtfertigen, wonach preußiicen 
Staatsangehörigen, ohne daß ein Geſetz ſie dazu verpflichtet eine 
derartige Laſt aufgebürdet wird? „Dieſer Punkt erledigt ſich da⸗ 
durch, daß ich den Punkt ad 2 verneint habe.“ 


König keinen General gefunden haben, der den Schutz ſeines Königs vor 
Angriffen jo ausgelegt hätte, wie Herr v. Roon. (Widerſpruch rechts.) 
Preußen und ganz Deutſchland feien mit geſpannter Aufmerkſamkeit auf die 
Beſchlüſſe dieſes Hauſes gerichtet; ſchon veritebe man die Majorität aus⸗ 
wärts nicht mehr; auf die Höhe eines politiſchen Entſchluſſes müſſe das 
Haas ſich wieder heben, ſtatt ſich in legislatoriſchen Differenzen zu zer⸗ 
ſplittern. Wie ſchwer man in befreundeten Kreiſen die Gefahr des Landes 
anſehe, beweiſe der bekannte Artikel der „Karlsruher Zeitung“ (defien 
Shlußiäge Redner vorlieſt); die ſittlichen Mächte, von denen darin die 
Rede ſei, möge man aufrufen und in würdiger Weiſe die Militär⸗Debatte 


1. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 10, zur 8 Geſchäfte des Commdrs. 
des 3. Bats. (Münſterberg) 4. Niederſchleſ. Regts. Nr. 11 kommandirt. 
Gr. Finck v. Finckenſtein, Gen.⸗Maſor a. D., zuletzt Oberſt, Flügel⸗Adjut. 
und Commdr. der 2. Garde⸗Kav.⸗Brig., der Charakter als Gen.⸗Lt., v. Heinz, 
Major z. D. und & la suite des 3. Bats. (Graudenz) 1. Garde⸗Landw.⸗ 
Regts., der Char. als Ob.⸗Lt. verliehen. 

Mi·ittelſt allerhöchſter Kabinets⸗Ordre vom 2. Mai d. J. find die in bie: 
ſem Jahre in die Armee übertretenden Kadetten nachſtehenden Truppenthei⸗ 
len zugetheilt worden: dem 3. Garde⸗Gren.⸗Regt. Königin Eliſabeth, Port. 
Unteroff. v. Donat I. als Sec.⸗Lt.; Kadetten v. Colomb II., Frhr. v. Bud⸗ 


Aus der Antwort des Herrn Miniſters folgt, daß nach ſeiner An⸗ 
ſicht keine obrigkeitliche Beſtimmung exiſtirt, nach der preußiſche Staats⸗ 
bürger gezwungen werden können, ruſſiſche Truppen in Bezug auf 
Bequartierung und Verpflegung ganz wie preußische zu behandeln. 
Heute erhält die „Oſtd. Ztg.“ nun folgenden Erlaß des Herrn Ober⸗ 
präſidenten vom 9. Februar in Abſchrift zugeſandt: 

„Des Königs Majeſtät haben zu beſtimmen gerubt, daß nach einer 


raſch abſchließen durch ein einmüthiges Votum gegen den gemeinſamen ge⸗ 
fäbrlichen Gegner. (Bravo links.) 5 
Abg. Rohden (bei dem Geräuſch im Haufe auf der Tribüne ſchwer zu 
verſtehen) recapitulirt zunächſt, um ſeinen Standpunkt klar zu legen, ſeine 
Stellung zur Militärfrage in den früheren Jahren. Er habe in den frühes 
ten Jahren mit voller Ueberzeugung gegen die Reorganiſation geſtimmt. 
Er habe ſich dem $ 3 des Geſetzes von 1814 gegenüber der Ueberzeugung 
nicht verſchließen können, daß eine geſetzliche Regelung der Heeresverfaſſung 
nothwendig ſei. Es babe ſtets bei ihm eine ſachliche und ruhige Auffaſſung 
der Frage obgewaltet und leite ihn eine ſolche auch gegenwärtig. Jetzt handle 
es ſich um die Frage, ob ablehnen im Wege der Reſolution oder amendiren. 
— Er wundere ſich über die Anhänger der erſten Richtung. Früher habe 
nur das Miniſtertum das Geſetz von 1814 nicht ſür ausreichend erklärt, jetzt 
ſage auch der Abgeordnete für Berlin (Schulze), das Geſetz ſei nicht genü⸗ 
end. Von beiden Seiten alſo gebe man doch die Nothwendigkeit einer 
enderung des Geſetzes zu (hört! bei den Liberalen). Uebrigens ſeien ja 
auch die Erfahrungen früherer Jahre geeignet und eine Mahnung, von der 
Wiederherſtellung des paſſiven Widerſtandes abzurathen. — Der Redner 
gebt nun zu einer Vertheidigung des Commiſſions⸗Entwurfs über, 
er ſich vollſtändig einverſtanden erklärt. Insbeſondere erklärt er ſich ge en 
das Amendement des Abg. von Vincke (Stargardt). Auch er halte die Be⸗ 
willigung der 60,000 Mann für eine Conceſſion und ſtimme auch 
wußtſein dafür als für eine Conceſſion. 
Miniſter ganz ernſt entgegenhalten. 


Generaldiskuſſion werde mit einer Verſöhnung abſchließen. Nach den Aeuße 

rungen des Krirgsminiſters, nach der ſcharfen Kritik, die er dem Bertcht 

angedeihen laſſe, ſei dies ſeine Meinung nicht mehr. Der Miniſter habe 

geſagt, alle Cabinetsordres, die ſeit dem Geſetz von 1814 ergangen über 

die Verwaltung des Heeres, ſeien Geſetze. Dem müſſe er widersprechen. 

Geſet ſei nur das, was publicirt fei, nicht aber Verwaltungsmaßregeln der 
iniſter en von allen Seiten). 


res gegen die Landwehr hervorzurufen. be | 

u Ailbelm III. nicht denken können; das Syſtem der Reorganiſation 
} ner zu 

tirt einige franzö iedri i ungefähr 

it: daß das zoſiſche Verſe Friedrichs des Großen, deren Sinn u gef 


anzunehmen als einen Weg der Verſöhnung und zur mae f des Con⸗ 


(Der Handelsminiſter iſt inzwiſchen 


eingetreten. 
Der Schluß der Generaldiscuſſion wird beantragt, aber abgelehnt. — 
Es folgen perſönliche Bemerkungen des Grafen Bethuſy⸗Huc und des Abg. 


mit dem 


mit Be⸗ 
Er möchte dieſe Conceſſion dem 
Er habe geglaubt, mit dem Entwurfe 
werde der Weg einer Verſtändigung angebahnt werden, eine Ausgleichung 
der Differenzen, die ſeit zwei Jahren ſich entwickelt. Er habe geglaubt, die 


Magiſtrat befindet ſich 


denbrock I, als char. Port.⸗Fährs.; dem 1. Weſtpreuß. Gren.⸗Regt. Nr. 6 
Port.⸗Unteroff. v. Braunſchweig als Sec.⸗Lt.; Kadet v. Crouſaz als char. 
Port.⸗Fähnr.; dem Königs⸗Gren.⸗Regt. (2. Weſtpreußiſches) Nr. 7. Port. 
Unteroff, v. Scyolitz⸗Ludwigsdorff I. als Sec.⸗Lt.; Kadetten v. Ziegler⸗ 
und Klipphauſen, du Vignau als char. Port.⸗Fähnrs.; dem 1. Schleſ. 
n ent Nr. 10. Kadet v. Heyne als char. Port.⸗Fähnr.; 
dem 2. Sch Alben Grenadier : Regiment Nr. 11. Port. » Unteroffizier 
Gr. v. Rittberg J. als Sec.⸗Lt.; Kadet v. König als char. Port⸗Fähnr.; 
dem 1, Pos. Inf.⸗Regt. Nr. 18. Kadet v. Verſen I, als char. Port.⸗Fähnr.; 
dem 2. Bo. Inf. Regt. Nr. 19 Kadet Schultze II. als char. Port.⸗Fähnr.; 
dem 1. Oberſchleſ. Inf.⸗Reg'. Nr. 22. Port.⸗Unteroff, v. Plonski als Sec. 
Lt.; Gefr. v. Scheve II. als Port.⸗Fähnr.; dem 2. Oberſchleſ. Inf.⸗Regt. 
Nr. 23. Kadet Beſſerer v. Dahlfingen als char. Port.⸗Fähnr.; dem Schleſ. 
Ful. Regt Nr. 38. Port. ⸗Unteroff. Becker als Sec.⸗Lt.; Kadet Stieler 
v. Heydekampff als char. Port.⸗Fähnr.; dem 1. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 46. 
Port.⸗Unteroff. Bech als Sec.⸗Lt.; dem 2. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 47. 
Port.⸗Unteroff. v. Schöler als Sec.⸗Lieut.; dem 3. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. 
Nr. 50. Port.⸗Unteroff. v. Wulffen als Sec.⸗Lieut.; Gefr. Rückforth J. als 

ort.⸗Fähnr.; Kadet v. Both als char. Port. Fähnr.; dem 4, Niederſchleſ. 

uf.⸗Regt. Nr. 51. Port.⸗Unteroff. Dühring als Sec. Lt.; Kadet v. Tſchudi 
als char. Port.⸗Fähnr.; dem 3. Pol. 1 Nr. 58. Kadet Neumann J. 
als char. Port.⸗Fähnr.; dem 4. Poſ. Inf.⸗Regt. Nr. 59. Kadet v. Maſſow 
als char. Port.⸗Fähnr.; dem 3. Oberſchleſ⸗ ae. Nr. 62. Kader Schob 
als char. Port.⸗Fähnr.; dem 4. Oberſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 63. Port.⸗Unteroff. 
v. Scheve I. als Sec.⸗Lt.? dem 1. Schleſ. dag d Nr. 4. Gefr. v, Hol⸗ 
wede als Port.⸗Fähnr.; dem Weſtpreuß. Ulanen⸗Regt. Nr. 1. Kadet von 
Mitſchke⸗Collande als char. Port.⸗Jähnr.; dem Schleſ. Ulanen⸗Regt. Nr. 2. 
Gefr. Frhr. v. Brauneck als Port.⸗Fähnr.; dem Poſ. Ulanen⸗Regk. Nr. 10. 
Port.⸗Unteroff. Graf zu Lippe Bieſterfeld I. als Sec. Lt.; Kadet v. Rohr 1. 
als char. Port.⸗Fähnr.; der Schleſ. Art. Brig. Nr. 6. Port.⸗Unteroffs. Pietſch, 
Arnold als außeretatsm. Sec. Lts. i 

[Prinz Friedrich Carl.] Man erzählt fi in Hofkreifen, daß 
der Prinz Friedrich Carl, welcher jüngſt mißmüthig Berlin verließ, ſich 
zur Zeit nicht in England, ſondern in Rußland befinde. 
[Die Prinzeſſin Carl] iſt bei ihrer jüngſten Anweſenheit in 

Paris vom Kaiſer Napoleon durch viele zarte, koſtbare Geſchenke über: 
raſcht worden. 


[Mangel an Candidaten für das Herrenhaus] Der 
in Betreff der Wahl eines Abgeordneten der 
Stadt Berlin für das Herrenhaus in großer Verlegenheit, da keines 
ſeiner Mitglieder die Wahl annehmen will. Die Stadträthe Meyer 
und Magnus, welche jüdiſchen Glaubens find, haben auf eine ſolche 
Candidatur ebenfalls verzichtet. 

[Der zum Appell.⸗Ger.⸗Präſidenten ernannte hieſige 
Stadtgerichts-Präſ. Holzapfel] bleibt bis Ende Juni in feinem 
hieſigen Wirkungskreiſe. Vor ſeinem Abgange werden ihm die richter⸗ 
lichen Beamten des berliner Stadtgerichts eine Abſchiedsfete geben. 

[Gerücht.] Es geht das Gerücht, daß der Juſtizminiſter Graf 
Lippe ſeine Entlaſſung nehmen, und der fo eben zum Chefpräftdenten 
in Ratibor ernannte Präſ. Holzapfel an feine Stelle treten werde (2). 

[Der Pol.⸗Dir. Stieber] befindet ſich gegenwärtig in Breslau, 
ir dürfte von dort aus mehrfache nord: öftliche Landpartien unter: 
nehmen. 

[Zur Frage des Belagerungszuſtandes für Pofen] 
ſchreibt die „Kreuz““: Die neueren Nachrichten aus dem Großherzog: 
thum Poſen laſſen, wie uns von unterrichteter Stelle verſichert wird, 


mit der kaiſerlich ruſſiſchen Regierung getroffenen Uebereinkunft ruſſiſche 
Truppendetachements, welche genöthigt ſind, ſich vor den Inſurgenten 
auf das dieſſeitige Gebiet zurückzuziehen, im Beſitze ihrer Waffen zu 
belaſſen ſind, vorausgeſetzt, daß die ruſſiſchen Befehlshaber ſich den An⸗ 
ordnungen der commandirenden preußlſchen Ofſiziere fügen, und daß 
es ſolchen Detachements geſtattet ſei, nach den Umſtänden in das Kö⸗ 
nigreich Polen wieder zurückzukehren.“ 

„In Folge hiervon hat das Generaleommando des 5. Armeecorps 
die Führer der Truppen⸗Detachements angewieſen, etwa übertretende 
ruſſiſche Truppen nach diesſeitigen Grundſätzen zu verpflegen und ein⸗ 
zuquartieren, und demnächſt ſobald als thunlich die im Regierungsbe⸗ 


zirk Bromberg übertretenden Detachements nach Thorn zu ebrortiren 


und dort abliefern zu laſſen. Gleichzeitig ſind die preußiſchen Deta⸗ 
chementführer beauftragt, ſich die durch die Verpflegung der ruſſiſchen 
Truppen entſtandenen Koſten in Thorn von der dortigen Comman⸗ 
dantur erſtatten zu laſſen.“ 

„Das Generalcommando des 5. Armeecorps hat hiermit das Er⸗ 
ſuchen verbunden, den Landrätben eine Anweiſung zugehen zu laſſen, 
welche fie autorffirt, noͤthigenfalls die diesſeitigen Detachements führen⸗ 
den Offiziere mit den nöthigen Geldmitteln zur Verpflegung der. rufe 
ſiſchen Truppen zu verſehen.“ i 

Ich erſuche demnächſt die königliche Regierung ergebenſt, ohne Ber: 
zug den Landräthen und beziehungsweiſe den Kreiskaſſen Anweiſung 
0 u 58 N e Einquaxtirung der ruſſiſchen Truppen 

eitigen Commando renden ieren zu gewährend 
Vorſchüſſe zugehen zu laſſen. 1 Affe n 
Poſeu, den 9. Februar 1863. I 
Dee Oberpraſident der Provinz Poſen. 
orn. 
die königliche Regierung zu an) 
Nr. 1467.63. O. P. 

Nach den Papieren, welche im Haufe des Grafen Dzialyngk 
in Beſchlag genommen wurden, beſteht auch in der Provinz Poſen 
ein Geheimbund, deſſen Spitze ein Haupteomite bildet, welches an 
die Stelle des aufgelösten bisherigen Nationalcomite's getreten it. 
Das Centralcomite in Warſchau hat den „Bürger“ Alexander Guttry⸗ 
zum Generalcommiſſarius der prov. Regierung im Großherz. Poſen er: 
nannt, „um zu unternehmen, zu thun und ohne Rückſicht guf die Schat⸗ 
tirungen und Unterſchiede der Meinungen zu erwirken alles Mögliche, 
was beitragen kann zur Hebung des National⸗Aufſtandes im Congreß⸗ 
Königreiche, in Samogitien, Litthauen, Ruſſinien, namentlich aber aus⸗ 
ſchlleßlich im Königreich, in den dem Herzogthum Poſen zunächſi gele⸗ 
genen Kreiſen und Woywodſchaften.“ Das Central⸗National⸗ 
Comite ermächtigte den Guttry aus Macht der Lofalregierung be⸗ 
ſimmtes Mitglied des poſener Nationaleomite's zu ſein und als ſolches 
entſcheidende Stimme zu haben; ferner „auszuſuchen, zu erwählen und 
zu ernennen die untergebenen Gehilfen, Regenten, Steuererheber und 
andere Nationalbeamte, inſoweit Alles dieſes zum Zweck der Gewir⸗ 
nung der größtmöglichſten Aufſtandemittel an Menſchen, Geld, Waffen, 
Kriegemiänition, die öffentliche Meinung zu leiten nüßlich oder noth⸗ 
wendig erachtet wird, auch ein amtliches Siegel zu führen und über 


den Fortgang der Thätigkeit je nach Bedürfniß uns wenigſtens alle acht 
Tage zu berichten.“ Das bisher im Herzogthum Poſen beſtehende Comite 
wurde aufgelöft, um, wie es in dem Schreiben des „Centralcomite's als Nat.⸗ 
Regierung“ vom 9. April heißt: „Die auf die Entwickelung der Nationalſache 
hoͤchſt nachtheilig influirende Entzweiung ein⸗ für allemal abzuſchneiden.“ 
Die Organe des Haupt⸗National⸗Comite's für das Großherzogthum 
Poſen find in jedem Kreiſe ein Kriegs⸗ und Civil⸗Commiſſarius, beide 
vom Hauptcomite ernannt, ein Luſtrator für je zwei oder drei Kreiſe, 
ein Diſtricts⸗Commiſſarius für jeden Polizeidiſtriet und jede größere 
Stadt, welche der Civil⸗Commiſſarius ernennt, und ein Kreis⸗Comite, 
als Vertreter des polniſch⸗nationalen Elements im Kreiſe. Die Mit- 
glieder des Haupt⸗Comite's in Poſen, wie das Verzeichniß der Kreis⸗ 
Commiſſarien und der Luſtratoren ſind durch die vorgefundenen 
Aufzeichnungen des Grafen Dzialynski bekannt geworden. Der Kreis⸗ 
Commiſſarius ſollte gemäß der ertheilten Inſtruction im Namen des 


Kreiſes mit dem Central⸗Comite für das Großherzogthum Poſen ver⸗ 


kehren, deſſen Anordnungen er ausſchließlich Folge zu leiſten hat. Er 
ſoll von allen Bürgern ſeines Kreiſes eine zweijährige Einkom⸗ 
mens oder Klaſſenſteuer einziehen; die bereits gezahlten Beträge 
ſind auf den Betrag der zweijährigen Steuer einzurechnen. „Wenn 
— was beinahe nicht moglich iſt — ſich Perſonen finden ſollten, 
welche die National» Abgabe verweigern, fo ſoll der Kreis-Com⸗ 
miſſarius die Namen derſelben dem Central-Comite in Poſen an⸗ 
zeigen. Das Kreis⸗Comite, welches aus den Bezirks⸗Commiſſarien 
unter dem Vorſitze des Kreis⸗Commiſſarius gebildet wird, er⸗ 
ſtattet wöchentlich wenigſtens einmal Bericht über ſeine Thätigkeit an 
das Centralcomite. Die Kreiscomite's müſſen Correſpondenten zur Er⸗ 
ſtattung ſicherer Berichte über Alles, was im Kreiſe vorgeht, haben. 


Dazu gehört namentlich die Erforſchung aller Schritte der preußiſchen 


Civil⸗ und Militärbehörden, welche die Exiſtenz der Convention dar: 
thun. In außerordentlichen Fällen müſſen die Berichte durch Augen⸗ 
zeugen überſandt werden. Von jedem Bürger wird verlangt, daß er 
von jeden 10 Thlr. Abgaben, welche er zahlt, ein Feuergewehr mit 
Bayonnet nebſt Zubehör (Kugelform) und 100 Kugeln dei ſich habe. 
Zur Erleichterung des Ankaufs ſollten einige zu bezeichnende Bürger 
Niederlagen haben. Außer dieſen einzelnen Inſtructionen und Nach⸗ 
weiſungen der thätigen Perſönlichkeiten iſt auch die Correſpondenz ge: 
funden, welche die Gräfin Zamoyska, geb. Gräfin Dzialynska, in Paris 
mit ihrem obengenannten Bruder geführt hat, welche erhebliche Auf⸗ 
klärung gewähren ſoll. (N. Pr. 3.) 
Ruf land. 
; Unruben in Polen. 
Warſchau, 8. Mai. (Baſchkire. — Duell. — Mieros⸗ 
lawski.] In dieſen Tagen wird hier das Einrücken zweier Baſch⸗ 
kiren⸗Regimenter erwartet, die ſofort auf den Kampfplatz geſchickt 
werden ſollen. Dieſe Söhne der Wildniß werden als wahre Canniba⸗ 
len geſchildert und ihrer Ankunft geht Furcht und Schrecken voraus. 
— Das Duell zwiſchen dem Grafen Wielopolski und dem Grafen 
Branicki iſt im Einverſtändniß beider Theile bis zum 1. Juni ver⸗ 
ſchoben worden, wo es in der Schweiz mit Gewißheit ſtattfinden ſoll. 
Dies Duell macht dem alten Marquis, der mit der ganzen Liebe eines 
zärtlichen Vaters an dieſem feinem einzigen Sohne hängt, unſäglichen 
Kummer. Er ſchwindet ſichtbar hin, wie ein Schatten. Nicht wenig 
hat ihn auch die Ermordung des Literaten Miniszewski erſchüttert, der 
nicht nur der eifrigſte Förderer feiner Politik, ſondern auch fein per 
fönlicher Freund war und täglich in feinem Haufe verkehrte. — Die 
biefigen Anhänger Mieroslawski's, deren Zahl keineswegs gering 
iſt, werben mit großem Eifer Leute, um fie zu dem in der Woywod⸗ 
ſchaft Krakau auf eigene Hand operirenden Mieroslawskiſchen Inſur⸗ 
genten⸗Corps zu ſchicken. Auch werden zu dieſem Zwecke mit großem 
Geldaufwande Pferde gekauft, die zur Formirung einer Ulanen⸗Abthei⸗ 
lung beſtimmt ſind. Das Mieroslawski'ſche Corps, das übrigeus vor 
einigen Tagen eine ſehr empfindliche Schlappe erlitten hat, wird nicht 
von Mieroslawski ſelbſt, ſondern von einem anderen Emigranten ge: 
führt. Mieroslawski weilt in Jaſſy, von wo er ſein Corps mit Waf⸗ 
fen und anderen Kriegs⸗Bedürfniſſen verſorgt. (Bromb. 3.) 
[Henneſſy] iſt wieder tn London. Die „France“ berichtet, er 
habe ſeine Ueberzeugung dahin ausgeſprochen, daß die Polen den 
Sommer und Herbſt noch zu widerſtehen im Stande ſein würden, im 
Winter jedoch der Partiſanenkrieg unmoglich werde. Das wiener Leih⸗ 
haus iſt der „France“ zufolge voll von Koſtbarkeiten aller Art von 
bedeutendem Werthe, die von Damen für die polniſche Sache do ri 


verſetzt wurden. a 


Poſen, 8. Mai. [Zum polniſchen Aufſtande.] Die Nach⸗ 
richt von der ſchweren Verwundung des Inſurgentenchefs Tacza⸗ 
nowski, die auch von polniſchen Blättern gebracht wurde, hat ſich 
nicht beſtätigt. Die Verwundung Taczanowski's war nur eine leichte, 
die ihn nur einige Tage hinderte, den Oberbefehl zu führen. Sein 
Corps iſt ſeit Anfang dieſes Monats wiederholt von den Ruſſen zer⸗ 
ſprengt worden, hat ſich aber immer wieder geſammelt und iſt, ver⸗ 
ſtärkt durch die Trümmer des Joung⸗Blankenheimſchen Corps, 
am 3. in der Richtung auf Chocz weiter gezogen. Am 5. hatte es 
in der Nähe von Chocz ein Scharmützel mit einer Koſakenpatrouille, 
worauf es ſich links von Cbocz nach den Wäldern von Tuliſzkowo 
wendete. Ein franzöſiſcher Offizier, Vicomte Nos, iſt in Folge jenes 
Gefechtes wahnfinnig geworden. Er befindet ſich hier in ärztlicher Be: 
handlung. — Vom Kriegsſchauplatze im koniner Kreiſe wird heute 
nichts Neues gemeldet. Die Inſurgenten ſuchen einem Zuſammenſloß 
auszuweichen, um ihre Kräfte vor dem 13. d. M. nicht zu verzetteln. 
Die Parole iſt, man ſolche ſich halten. Am 6. fand ein Zuſam⸗ 
menſtoß bei Kolo ſtatt, der aber durch die eintretende Nacht um allen Er⸗ 
folg gebracht wurde. Jeder Theil behauptete ſeln Terrain. An 
demſelben Tage nahmen die Inſurgenten einen Zug Mehlwagen fort, 
welche nach Kolo beſtimmt waren. Die Lebensmittel fangen an ſehr 
zu fehlen und die Rationen der Inſurgenten werden daher ſehr 
ſchmal. In der ganzen Gegend iſt nichts mehr aufzutreiben. Die 
Ruſſen ſollen daher entſchloſſen fein, die in den Wäldern hauſenden 
Inſurgentenſchaaren hermetiſch abzuſperreu und auszu⸗ 
hungern. Andererſeits ſinnen die Infurgenten darauf, die Ruſſen 
an die preußiſche Grenze zu locken, und dann durch einen kräftigen 
Stoß über dieſelbe nach Preußen zu werfen, um hierdurch moͤglicher⸗ 
weiſe diplomatiſche Erörterungen herbeizuführen. Slupee iſt von den 
Ruſſen frei gegeben, ſogar die aus 7 Mann beſtehenden Grenzpoſten 
find von ihnen mitgenommen worden, jo daß Polen an dieſer Stelle 
wieder ganz offen iſt. Der Zollkaſſe gehen dadurch erhebliche Ein⸗ 
nahmebeträge verloren. N (Pol. 3.) 

Laut Nachrichten von der polniſchen Grenze (sowohl 


officiellen als privaten) hat Jezioranski am 6. d. bei Topily wieder 


ein größeres Gefecht mit den Ruſſen glücklich beſtanden. Daſſelbe 
dauerte von 9 bis 12 Uhr Vorm. und endete mit dem Rückzuge 
der Ruſſen, indeß die Polen das Schlachtfeld behaupteten. Soweit 


ſtimmen offleielle und private Meldungen überein. In den weiteren 
Details find theils Lücken, theils Unrichtigkeiten, weshalb wir einige De: 


talls nach Privatnachrichten geben. Darnach verloren die Polen an 


Todten gegen 40, an Verwundeten beiläufig 50 Mann, die Ruſſen an 


Todten und Verwundeten gegen 400 Mann. In der Hitze des Gefechts 
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überſchritt eine ruſſiſche Schützenkompagnie von 200 Mann bie öfterr. 
Grenze, und da die k. k. Patrouillen zu ſchwach waren, um eine ſolche 
Zahl der Rufen zur Waffenſtreckung zwingen zu können, ſchoſſen die 
Ruſſen nun vom öſterr. Gebiete aus weiter auf die Inſurgenten, die 
auch ihrerſeits das Feuer erwiderten, fo daß auf öfterr. Gebiet 12 
Ruſſen durch polniſche Schüſſe fielen und mehrere verwundet wurden. 
Daher erklärt es ſich auch, daß außer 20 polniſchen Verwundeten, 
2 ruſſ. Verwundete nach Cieszanow gebracht wurden. Die Ruſſen 
zogen ſich nach dem verlorenen Treffen (denn als ſolches kann man 
ein fo hartnäckiges Gefecht wohl bezeichnen) nach To maszow zurück. 
Es ſollen ihrer 2— 3000 unter Gardekapitän Annenkow geweſen 
ſein. Angenzeugen rühmen die gute Bewaffnung des Jezioranski⸗ 
ſchen Corps. 

Gleiwitz, 9. Mai. [Die Ruſſen überfallen und 
total geſchlagen.] Von glaubwürdigen Perſonen, die ſoeben aus 
Polen zurückgekehrt ſind, erfahre ich folgendes: Am 6. d. M. trafen 
ſich Ruſſen und Inſurgenten in der Nähe des polniſchen Städtchens 
Brzeznica. Das Mißverhältniß der gegenſeitigen Stärke befand ſich 
diesmal wieder auf Seiten der Aufſtändiſchen; war aber ſo bedeutend, 
daß auf ein günſtiges Ende des Treffens für ſie gar nicht gerechnet 
werden konnte. Dies ſehen beide Theile auch gar wohl ein, und er⸗ 
griffen danach ihre Maßregeln; die Ruſſen, indem ſie ſich wüthend 
auf ihre Feinde warfen, und die Inſurgenten, indem fie ſich mit moͤg⸗ 
lichſt geringem Verluſt zurückzuziehen ſuchten, was ihnen zum Theil 
wenigſtens auch gelang. — Die Ruſſen begaben ſich, nachdem fie ihren 
Gegner aus dem Geſicht verloren, und ihm nichts mehr anhaben 
konnten, nach Brzeznica, und überließen ſich der ausgelaſſenſten Freude 


über ihren unbedeutenden Sieg, und in nicht gar langer Zeit hatte 


man dem vielgeliebten Branntwein auf ſo tapfere Weiſe zugeſprochen, 
daß ſich die Mehrzahl zum Umſinken berauſcht hatte. — Die ruſſiſchen 


Offiziere hatten nicht die Abſicht, in dem erwähnten Orte mit ihren 


Leuten zu übernachten. Da indeß keine erhebliche Gefahr im Anzuge 
ſchien, und da ſie ihre zu einem Weitermarſche vollſtändig unfähig 
gewordenen Leute auch nicht mehr in der mötbigen Gewalt 
hatten, fo fügten fie ſich der Nothwendigkeit und überließen 
ſich ſorglos der Ruhe. Schrecklich ſollte ihr Erwachen fein. 
— Die Inſurgenten hatten ſich ſchnell wieder geſammelt, ein an⸗ 
deres Corps noch an ſich herangezogen und in der Dunkelheit dem 
Städtchen genähert. Die Bürger, vergnügt, wenn auch nicht Bezah⸗ 
lung, ſo doch Genugthuung für die ihnen angethanene Unbill zu erlan⸗ 
gen, öffneten den Aufſtändiſchen bereitwillig die Thore, und wehe nun 
jedem Ruſſeu, dem nicht etwa mitleidige Seelen ein Verſteck gewährten; 
— ehe fie in ihrem trunkenen Zuſtande ſich beſinnen konnten, hatte 
ein Schuß ſie niedergeſtreckt, oder ein Bayonnet ſie durchbohrt, oder 
eine Senſe ihren Kopf vom Rumpfe getrennt; das Gemetzel dauerte 
nicht lange, es war in kaum einer Stunde beendet, da auch viele 
Bewohner Brzeznica's mit Hand an's Werk legten. Jetzt war die 
Reihe, ſich eines Sieges zu freuen, an den Aufſtändiſchen, und ſie 
thaten dies auch; wie aber das dazu Noͤthige von den Ruſſen hatte 
erzwungen und erpreßt werden müſſen, ſo wurde es den Inſurgenten 
auf die bereitwilligſte Weiſe freiwillig verabfolgt. Letztere entfernten 
ſich dem Vernehmen nach erſt am Nachmittag des 7ten aus Bzeznica 
und verfehlten nicht, ſich die Waffen der todten Feinde anzueignen und 
mitzunehmen. 

* Breslau, 11. Mai. Der neueſte „Czas““ meldet: Am 
3. und 4. d. fanden bei Bory im Sandomirſchen zwei Gefechte zwi⸗ 
ſchen Czachowski und den Ruſſen ſtatt; das eine, am Morgen des 
3., währte zwei Stunden und das andere ſpann ſich weit länger aus 
Die Ruſſen, welche aus Sandomir Hilfe, aber zu ſpät erhielten, wur: 
den geſchlagen, und verloren 90 Todte, unter dieſen den ſehr umſich⸗ 
tigen Führer Major Klewkow (f. die telegr. Depeſche aus Krakau). 
Am 1. Mai lieferte die Mysztowskiſche Abtheilung bei Sokol an 
der petersburger Bahn den Ruſſen ein Treffen, das zu Gunſten der In⸗ 
ſurgenten ausfiel. Der Stadtpräſident von Warſchau, Graf Sigmund 
Wielopolski, der nicht entlaſſen iſt, hat den Magiſtrats⸗Mit⸗ 
gliedern eröffnet, daß man zwei Herren nicht dienen könne, und wenn 
ſie der ruſſiſchen Regierung nicht dienen wollten, er ihnen die Demiſ⸗ 
ſion geben würden. Fürſt⸗ Statthalter Conſtantin bleibt, dagegen 
ſoll General Berg Warſchau verlaſſen, und an feine Stelle Suwa⸗ 
row treten. Markgraf Wielopolski iſt auf dem Wege der Beſſe⸗ 
rung. Nach Podlachien ſind kürzlich zwei Bataillone Grenadiere ab⸗ 
geſendet worden. Die Warſchau⸗Wilnaer Eiſenbahn nebſt Telegraphie 
iſt bei Petrikau wieder zerſtört. Im Wielunſchen ſoll es zu neuen 


Gefechten gekommen ſein. 
ir —ů— —ꝛ 2 —— — — b nen 


—bb= [Feuer.] Am geſtrigen Abend, 10% Uhr, brach in dem Dorfe 
Brocke hieſigen Kreiſes Feuer aus, welches binnen kurzer Zeit drei mit 
Stroh gedeckte Beſitzungen und endlich auch die mit Stroh gedeckte Schäferei, 
welche am Eingange des Dorfes ſteht, in Aſche legte. Einiges Vieh iſt 
mit verbrannt. 


+ Goldberg, 9. Mai. [Der Brand.] Ein neues ſchweres Unglück 
hat die Stadt Goldberg getroffen. Um 2 Uhr Nachmittag, als der Glocken⸗ 
ſchlag ausgetönt hatte, erſchallte der Ruf Feuer. Aus den Dachräumen des 
Züchnermeiſter Hitzer'ſchen Hauſes auf der Schmiedeſtraße ſtieg das gar 
auf und legte binnen einer Stunde die ganze Nordſeite der Schmiedeſtraße 
in Aſche. 13 Häuſer ſind abgebrannt, 7 Häuſer an verſchiedenen Plätzen 
mußten, um dem Feuer Enbalt zu thun, demolirt werden und nahe an 300 
Perſonen find wiederum obdachlos geworden. Obgleich der Wind ziemlich 
heftig wehte, war die Richtung deſſelben der Erhaltung der Stadt günftig 
denn er kam nordweſtlich. Die durch den Telegraphen aus Liegnitz berbei⸗ 
gerufene Feuerwehr leiſtete vortreffliche Dienſte, obwohl bei ihrem Eintreffen 
die größte Gefahr vorüber war. Nicht dankend genug anzuerkennen iſt die 
aus Liegnitz gewährte Militär⸗ und Polizeihilfe. Leider iſt der all, 
eines Menſchenlebens zu beklagen, indem der n Mil. 
chen mit geretteter Habe aus dem Haufe tretend, von dem einſtürzenden 
Giebel erſchlagen wurde und augenblicklich ſeinen Tod fand. — Noth, Jam: 
mer und Elend ſind grenzenlos, denn innerhalb 10 Tagen ſind 36 Häuſer 
vernichtet und 500 Perſonen obdachlos geworden. Die Entſtehung des 
Feuers ift noch unbekannt, ſcheint aber diesmal von ruchloſer Hand veran- 
laßt zu ſein. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


—G— — 
Der Barometerſtand bei 0 Grd. Ba: Luft⸗ Wind⸗ 
e 
Breslau, 9. Mai 10 UI. Ab. 333,53 | +7,6| ND. 0. Heiter. 
10, Mai U. Morg.] 332,49 | +6,0 | ED. 1. Heiter 
2 Uhr Nachm.] 331,05 14,3 SO. J. Heiter. 
10 Uhr Abds.] 330,45 410,4] SD. 2. Hater. 
11, Mai 6 U. Morg.! 330,28 | +87 | SO. 2. | eiter. 


7: v 
Breslau, II Mal. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 16 F. 1 8. U.⸗P. 2 F. 4 8. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Varig, 9. Mai, Nachm. 3 Uhr. Die Börſe war heute ohne jede Be⸗ 
wegung. Die Zproz. begann zu 69, 60, fiel auf 69, 50 und ſchloß in träger 
Haltung zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Ubr waren 92% eingetroffen. 
pluß⸗Conrſ e: Zproz. Rente 69, 60, Italien. öproz. Rente 72, 35. 
tal, neueſte Anleihe 73, 25. 3proz. Spanier 52%. [proz. Spanier 47 7 
eſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 495, —. Credit⸗mobilier⸗Aktien 1420, —. 
Lomb. Eiſenbahn⸗Attien 575, —. + . 
Pondon, 9 Mai Nachm Uhr Türkiſche Conſols 55%. Silber 61% 
bis 61%. Schönes Wetter. Conſols ne: Iproz. Spanier 47%. Meri⸗ 
kaner 37. 5proz. Ruſſen 94%.- Neue Ruſſen 93. Sardinier 88. 


FFC TTT 


In Newyork war der Wechſel⸗Cours auf London 165, Goldagio 50%, 
Baumwolle 66—66 ,. 5 % 

Wien, 9. Mai, Mittags 2 Uhr 30 Minuten. Börie feſt. Sproz. 
Metall. 76, 90. 4 proz. Metall. 69, —. 1854er Looſe 96, —. Bank 
Aktien 794, —. Nordbahn 173, 50. National:-Anleihe 81 10. Creditaktien 
193, 70. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien⸗Cert. 214, 50. London 110, 40. 
82, 30. Paris 43, 75. Gold —, —. Silber 
bahn 159, — Lombardiſche Eiſenbahn 259 er Div. Neue Looſe 133 75 
1860er Looſe 98, 85 

Frankfurt a. M., 9. Mai, Nachm. 2 Uhr 0 Min. Oeſterr. Effekten 

bei Unbedeutendem Geſchäft feſt und preishaltend. Böbm. Weſtbahn 72%, 
nnländ. Anleihe — — Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Verbach 141. 
iener Wechſel 106. Darmſtädter Bankaktien 235% Darmſt. Zettelbant 

256. Sproz. Metallig. 67% A proz. Metall. 61% 1854er Looſe 85%. 

Oeſlerr. National⸗Anleibe 71%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 228, 

Oeſterr. Bank⸗Antheile 841. Oeſterr. Credit⸗Aktien 206%. Neueſte öſterr. 

Anleihe 89%. Oeſterreich. Eliſabet⸗Babn 33 Rhein ⸗Nabe⸗Bahn 33%, 

Mainz⸗Ludwigsbafen Litt. A. 128% 

Hamburg, 9. Mai, Nachm. 2 Uhr Minuten, Börfe feft Witten: 
berger begehrter. Finnländiſche Anleihe 89% — Schluß⸗Courſe: 
National: Anleihe 72% Oeſterr Credit⸗Aktien 87%. Vereinsbank 103%, 
Norddeutſche Bank 106%. Rheiniſche 101%, Nordbahn 64% Disconto 
— Wien —, —. Petersburg —. 

Hamburg, 9 Mai [Getreide mark.. 550 loco geſucht zu bil⸗ 
ligeren Preiſen, ab auswärts geſchäftslos. Roggen loco feſt, ab auswärts 
unverändert, Danzig pr. Mai 73 ½ vielleicht zu machen. Oel pr. Mai 
31%, pr. Ott. 29%. Kaſſee 500 Sack Laguayra, 1000 Sack Rio verkauft. 

Liverpool, 9 Mai [Baumwolle.] 15,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe ſteigend. Fair Dhollerah 17“ —18. 


Berliner Börse vom 9. Mai 1863. 


Fonds- nnd N Eisenbahn- Stamm- Aotlen. 
Freiw. Staats-Anl....|4% ba Dividende pro 1861 180% Et. 
Staats-Anl. von 18595 |106%, ba Aachen Düssid. 3 3768 % ba. 
dito 200,82 i 1 bz Aachen-Mastrich| 0 | 0 4 |36 br 
1 188540 ll ct de Amsterd.-Rottd. 6 4 100% bz 
ito 18561442 101 2 Berg.-Märkische | 6% 6½ 4 107 ½ ba. 
dito 18871 61 5 Berlin- Anhalt. 81 8 las“ B 
dito HR gr Berlin-Hamburg | 6 ‚| 64,4 14 1 B 
45 121 len Berl.-Potsd.-Mg. 11 [4 % 184 
7. 
Staats-Schuldscheine.|3 90 hr Erg sr We N 
Präm.-Anl. v. 1885 ..137z 1284 ba Breslau-Freib. b 


. 6%) 8 1 138 ba. 
Berliner Stadt-Obl.. 44, 1102% ba. Een e. 92 1253s 176 k. 
0 1. f be. 


Kur- u. Neumärk.|314|191% 8 5 
2 (Pommersche. . 3% 910 bz Ce toe Steeler — — Fr 
E Posensche . r dito dito |— — |5 90% dz 
7 Ru RE 4 964, ba Bar * 32 20 2314 — Re 
ge ‚„Halberst. 
T \Schlesische .. ... 464 G Lad ab Leprig. 11 f — — 
3/ Rur. u. Neumärk. ! |100 bz Medb.-Witlenbg. 11 1,44 ſer bz 
(Pommersche. 22 Mainz Ludwigsh 1“ 1% [127 ba u 
E |Posensche....... 4 Mecklenburger. .| 2 4 4 11% bau. ö 
2 „Preussische Y, bz Neisse- Brieger. 3%| 4% 03 ½% ba. 
r Niedrschl.-Märk. 44 8 
ächsische. ...... d. 17 
( Schlesischs a 00% br la | Pla ad be 
Louisd’or 110%, bz. | Oest.Bankn. 91½ bz. Oberschles. A...) 774104318 16241634162% ba. 
Goldkronen 9. 6%, G. Poln.Bankn.— — — Ki = 765 101813 . * 
. 633 2. 
Ausländische Fonds. Oestr. Fr. St.- B. Ru Ba rare 
Oesterr. Metalliques.|5 |69% br. u. G. Oest. südl. St.-B.| 84 | — |5 188 bz 
dito Nat-Anl....,d 173% u. 4 bz Oppeln-Tarn. ... 244 664% bz. 
50.05 Rheinische — 145 - a & ba 
dito Stamm-Pr. 5 — |4 107 bz, 
Rhein-Nahebahn| 0 | — 4 132% da. 
Rhr.Crf.K.Gldb..| 34] 414 1314197 8 
Stargard-Posen 4 | 6 |3’,J108%, bz. 
Thüringer 6% 73,14 1128 ½ @ 


Bank- und Industrie-Paplere. 
Preuss. Bank-A. 6.54½ 127 f. 
Berl. Kassen-Ver.] 511 51144 117% B. 
Königsberger „| 8} | 844 l 6. 
Ponener ,: dle 2 074 
Magdeburger „ 


>» 


Priori 
Berg.-Märkische..... 4 


100%, bz. a 2 ® 
dito IL]4%|100% 6. Braunschweiger N 4 55 Klgkt. bz. B. 
dito IV. 4½ 100½ ©. Weimar „ 4,5, 4 9% B 
dito III. v. St.3½ g.] 3½/83½% B. Gothaer „47% 5½ 4 92% 5 
Cöln-Minden 4½ 101 0. Geraer „5% 71414 99 . 
dito II. s 103% bz Thüringer „ 2 3 4 169% B 
dito ——.— Hamb. Nordd. B. 5 6 4 105 B 
dito 263 „ Vereins-B.] 55. 6/1 103 0. 
dito 4½ 100% bz. u. G Hannoversche, 4 5 1 Er 8. 
dito A 93% bz. Bremer „ 516 4 108 8. 
Cos.-Oderb. Cm), .4 192%, @. Luxemburger „ |10 [10 4 8 Kigkt. ba. 
dito 104½%97½% ba. Darmst. Zettelb. 85 8 4 102 b. 
Niederschl.-Märk. . . 4 98 ½ B. — 
dito conv. 4 98% B Darmst.Credb.A.| 5 ] 6½ 4 19%, bau 
dito III 4 07 bz. Leipa. Credb. A.. 3 — 4 88% G. 
dito IV. 4% — — Meininger „66 1 (4 |98 etw. bau B. 
Niederschl. Zweigb. — — — Coburger „3 8 ja 96% etw bz 
An RE 5 100% B Dessauer „0 % 4 |8% ba. u. 
Oberschles. 4. —.— Oesterreich. „ 7 845 |S8 a 881% bz 
dito B. 88 ½ 6 N Genfer 2 1 — 4 (68% 1 P. b 
dito C. u. ö. 47% 6. Moldauer Lds.-B.“ 1% 2% 4 6 4 ba u. 
dito E.. 85% bz. Dise.-Com.-Ant. 6 — 4 102, etw. ba. 
dito F. 44/101 B. Berl. Hand.-Ges.| 5 9 4 10% B. 
Oest.- Fran. 3 279½ bz Schl. Bank.-Ver.| 6 6 |4 101% 8. 
Oest. südl. St.-B..... 3 12641, bz. 
Rhein. v. St. gar. 4½ 101 ba. iner ra 0 — 6 36 ba 
Rhein-Nahe-B. gar... Fri 100% bs. Fbr.v.Eisenbbäf.| 5%, | — 5 |108 ba. 
Weohsel- Course, 
Amsterdam 250 Fl. . k. 8. 143½ bz Augsburg 100 Fl...... 2 M.56 22 8. 
dito 250 Fl....|2 M. 142½% bz Leipzig 100 Thlr.. 8 4 9 % @. 
Hamburg 300 Mk.. . . k. 8.151 bz dito 100 Thlr.... 2 31.99 8. 
dito 300 Mk.. 2 M. 150% bz Frankfurt a. M. 100 Fl. 3 M. 88. br. 
London 1 Lst.. . 8 M. 20% ba 'etersburg 100 S.-R. . 3 Wiolt ba. 
% M.|7944,, bz. dito 100 8.-R. . 3 M. 100 40 br. 
8 T. 91 ½% bz arschau 90 8. -R. . 8 T. 91% bz 
2 M. 9 & bz. remen 100 Thlr. ....|8 T. 109% ba. 


Breslau, 11. Mai. Wind: Süd⸗Oſt. Wetter: ſehr ſchöͤn. Thermo⸗ 
meter Früh 10 Wärme. Die ſchwachen Angebote genügten der Nachfrage, 
der Geſchäftsverkehr blieb ſomit ſtill, die Stimmung vorherrſchend dr 
Preiſe im Allgemeinen ohne Aenderung. 

Weizen ſtilles Geſchäft; pr. 85pfd. weißer 63-77 Sgr., gelber 68— 
74 Sge. eme Sorten über Notiz bez. — Roggen bebauptet; pr. Sapfd. 
48—52 Sgr. — Gerſte ruhig; pr. 70pfd. weiße 39—40 Sgr., gelbe 35 
—38 Sgr. — Hafer preishaltend; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 27 — 28 Sgr. 
Erbſen, Wicken und Bohnen ohne Frage. — Delſaaten ohne An⸗ 
gebot. — Schlaglein ſchwach gefragt. — Rapskuchen vernachläſſigt; 
Be gar. pr. Ctnr. — Futter⸗Lupinen 40—45 Sgr. Saat⸗Lupinen 

* 9 0 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen 65—73—78 Wicken 32—38—42 
Gelber Weizen 63—69—75 Sgr. pr. Sad à 150 Pfd. Brutto. 

Noggen 47—49—52 Schlag⸗Leinſaat 190200 

Gerſte 3437 41 Winter⸗Raps. — — 

. 26—28—30 Wint . 2 


— 


. . 434852 Sommer⸗Rübſen 
Sad à 150 Pfd. netto 18.—22 Sgr. 
5 Vor der Börfe, 
10 Bir . br. Ctr. 104 15% te Dei 5% Thlr. 
bar ritus pr. ua es 14 
Ma 14% Thlr. Br., Sormmirmonate 14% Thlr. 1 


Herbſt 
lt,, pr. 


Theater⸗ Repertoire. 

Montag, den 11. Mai. Debut des Hru. Rebling. „Don Manz 
Romantiſche Oper mit Tanz in 2 Akten von Daponte. Muſit von Mozart. 
(Donna Anna, Fräul. Kreuzer.) 

Dinstag, den 12. Mai. Fünftes Gaſtſpiel der 2 ſäͤchſiſchen Hof⸗ 
Schauſpielerin Fräul. Langenhaun. „Philippine Welſer.““  Hiftor 
riſches Schauſpiel in 5 Akten von Oskar. v. Redtwitz. (Philippine, Fräul. 
angenhaun. Erzherzog Ferdinand, Hr. Haverftröm, vom Stadttheater 


zu Köln.) a 
Sommertheater im Wintergarten. 4 

Montag, den 11. Mai. (Gewöoͤhnl. Preiſe.) 1) „Man fucht einen 
Erzieher, oder: So bringt man Ordnung in das Haus.“ Luft 
ſpiel in 2 Akten, frei nach dem Franzöfiihen von A. Bahn. ) ch 
liche Seeleute. Vaudeville⸗Poſſe in 2 Akten von A. Weirauch. nit 
von A. Conradi. — Anfang des Concerts 3 Uhr. Anfang der Vorſtellung 
5 Uhr. Nach der Vorſtellung Fortſetzung des Concerts. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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